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Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist diese Broschüre 
solange Eigentum des Absenders, bis sie dem/der Ge- 
fansenen persönlich ausgehändigt worden ist. „Zur- 
Habe-Nahme“ ist keine persönliche Aushändigung im 
Sinne dieses Vorbehaltes. Wird die Broschüre dem/ 
der Gefangenen nicht persönlich ausgehändigt, ist sie 
dem Absender mit dem Grund der Nichtaushändi- 
sung zurückzusenden. 


REDE 


ı Do 


Organisiert Eueh in antifasehisti= 
sehen Gruppen und greift ein 


Kampft mit 


Zu Lotte und Siegbert Rotholz 


Siesbert und Lotte waren zwei jü- 
dische WiderstandskämpferInnen, 
die als KommunistInnen dem ille- 
salen Widerstand während des 
Nazi-Faschismus angehörten. 

1942 wurden sie verhaftet. Am 
A. März 1943 wurde Siegbert durch 
das Fallbeil der Faschisten hin- 
gerichtet. Lotte wurde im KZ-Aus- 
schwitz/Birkenau vergast. 


Bestellungen 


Die Erstellung 
der Broschüre hat 


natürlich Geld gekostet. 


Der Preis beträgt 
3,- DM und kann plus 
Porto bei der 
untenstehenden 
Adresse bestellt werden. 


Großzügigen Spenden 
sind wir nicht abgeneigt. 


Bestelladersse 
Stichwort: 

„8. Mai-Broschüre“ 
Rote Antifa Nürnberg 
(RAN) 

c/o Libresso 

Buchhandlung | 
Peter-Vischer-Straße 25 
90403 Nürnberg 


Auflage: 
3000StÜck 


ü r "Buchläden al | 
Antifa-Gruppen 

5-20 Stück: 
10% Rabatt 

21-50 Stück: 

20% Rabatt 

ab 51% Stück: 

30% Rabatt 


Zuzüglich berechnen 
wir eine Versandkosten- 
pauschale von 
5,- DM. 


ARK-A 
Siegbert und 
Lotte Rotholz 
Straße der Befreiung ’95 
854595 International 
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In eigener Sache 


Mitarbeit in der AKTION 
7 ons 
Kontakt bekommt Ihr über die jeweilige Mitgliedsgruppe in Eu- Nazi-Faschismus 
rer Stadt/Resion. Diese wird Euch ausführlich über Ihre Arbeit vor Ort - was die 
Hauptarbeit der Gruppen der Antifaschistischen Aktion/BO darstellt - und der Ar- 
beit innerhalb der Organisation berichten können. Solltet Ihr beitreten wollen, 
wird Euch diese Gruppe entsprechend über den Diskussions- und Arbeitsstand der 
Organisation informieren, damit Ihr gegebenenfalls an den Arbeitsgruppen der 
Bundestreffen teilnehmen könnt. Das Orsanisationsprinzip und die Kriterien zur 
Mitgliedschaft sowie die mittelfristigen Ziele der Organisation könnt Ihr der im Ok- 
tober 1993 erschienen Broschüre über die Antifaschistischen Aktion/BO „Ein- 


Satz!“ entnehmen. 


BUNDESWEITE ORGANISATION 


Darüberhinaus sind folgende Publikationen der Antifaschistischen Aktion/BO erschienen: 


Broschüren: 
EinSatz! - Broschüre zum Selbstverständnis der Organisation - September 1993 - Preis: 5,- DM 
Geschichte wird gemacht! - 9. November 1918/1923/1938/1989 - Broschüre zum 75. Jahrestages 
der Novemberrevolution am 9. November 1918 - 

Oktober 1993 - Preis: 2,- DM 


Kampf der FAP - Dem organisierten Neofaschismus ent- Zusch l agen, 


gegentreten - Broschüre zur FAP und ihrem Umfeld - = = 
Oktober 1994 - Preis: 8,- DM bevor sie weg ist! 


8. Mai 1945/1945 - 50. Jahrestag der Befreiung vom Na- 
zi-Faschismus - Diese Broschüre haltet Ihr in den Händen Kam ji ler mi 
- April 1995 - Preis: 3,- DM 


Flugblätter: Broschüre der Antifa- 


Ergreift Partei - Wählt den antifaschistischen Kampf! - schistis chen Aktion /BO 
Flublatt zum „Superwahljahr“ 1994 


8. März - Internationaler Frauenkampftag : a zur mittlerweile verbotenen 
zur Fauenbewegung, zum Patriachat und zum 8. März neofaschistischen „Freiheit- 


lichen Deutschen Arbeiter- 
Plakate: 


Geschichte wird gemacht! - Plakat zum 9. November 1918 


partei“ (FAP). 


Laßt Euch nichts vorspielen - Demaskiert den Parlamen- n 
tarismus! - Plakat zur Bundestatgswahl im Oktober 1994 zu bestellen für 8,- DM 
(bar oder in Briefmarken - 


Antifaschismus heißt Kampf dem Patriarchat - Zusam- keine Schecks) bei: 
men kämpfen! - Plakat zum Internationalen Frauen- 


8. Mär 
UE ae | De Autonome Antifa (M) 
8. Mai 1945, Tag der Befreiung vom Nazi-Faschismus - c/o Buchladen 


Die Vernichtung der Wurzeln des Faschismus bleibt un- Rote Straße 10 
ser Ziel - Plakat zur 8. Mai-Kampagne 1995 37073 Göttingen 


Deutsche Täter sind keine Opfer! - Plakat zum 8. Mai und TION 


gegen Geschichtsrevisionismus 
BUNDESWEITE ORGANISATION 


Jeweils zu bestellen bei den Mitgliedsgruppen der 
Antifaschistischen Aktion/BO in Eurer Statd/Region. 


Zu Entstehung und Sinn... 


Zu Entstehung und Sinn... 


Bor lahresrcg) de Diese Broschüre ist das vorläufige Ergebnis einer Diskussion der 
Kerr Antifaschistischen Aktion/Bundesweite Organisation zum The- 
menkomplex des 8. Mai 1945/1995. Die inhaltliche Diskussion ist weder abge- 
schlossen, noch geben die jeweiligen Artikel in jedem Punkt die Meinung der ein- 
zelnen Mitgliedsgruppen wieder. Widersprüche und das Aushalten von Widersprü- 
chen gehören unserer Meinung nach zu einem kontinuierlichen Organisierungs- 
prozeß. Wir werden als Organisation längerfristig zu einer einheitlichen Program- 
matik kommen müssen. Wir halten es jedoch für falsch, erst dann an die Öffentlich- 


keit zu treten, wenn jede Position bis ins Detail vereinheitlicht entwickelt ist. 


Ja, die deutsche Geschichte schmeichelt sich einer Bewegung, welche ihr kein Volk 
am historischen Himmel weder vorgemacht hat noch nachmachen wird. Wir haben näm- 
lich die Restaurationen der modernen Völker geteilt, ohne ihre Revolutionen zu teilen. 
Wir wurden restauriert, erstens, weil andere Völker eine Revolution wagten, und zwei- 
tens, weil andere Völker eine Konterrevolution litten, das eine Mal, weil unsere Herren 
Furcht hatten, das andere Mal, weil unsere Herren keine Furcht hatten. Wir, unsere Hir- 
ten an der Spitze, befanden uns immer nur einmal in der Gesellschaft der Freiheit, am Ta- 
ge ihrer Beerdigung. 


Karl Marx, „Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie“ 


Zum Sinn dieser Broschüre 

Die Antifaschistische Aktion/BO ist eine Organisation, die aus einem gemein- 
samen praktischen Ansatz innerhalb der Antifabewegung entstanden ist. Ihre Po- 
litik orientiert sich an dieser Praxis, deren wichtigster Bestandteil neben der re- 
sionalen Politik der Gruppen - die an den örtlichen Gegebenheiten orientiert ist - 
die gemeinsamen Kampagnen der Antifaschistischen Aktion/BO sind. Diese Bro- 
schüre ist das Resultat der Diskussionen um die inhaltliche Ausrichtung der Kam- 
pagne zum 8. Mai der Antifaschistischen Aktion/BO, sie soll den Diskussionsstand 
der Organisation zu dieser Frage widerspiegeln und die vielfältigen Ver- 
anstaltungen, Ausstellungen, Demonstrationen und Aktionen der einzelnen Mit- 
sliedsgruppen untermauern. Dabei sind viele Diskussionen erst am Anfang, auch 
wenn die Auseinandersetzungen um die Grundlagen eines gemeinsamen Poli- 
tikverständnisses im Zusammenhang der Antifaschistischen Aktion/BO seit nun- 
mehr vier Jahren andauern. Der Versuch, zu vielen gesellschaftlichen Bereichen 
Stellung zu beziehen, ist ein langwieriger Prozeß. Theoretische Positionen werden 
dabei nach dem Selbstverständnis der Antifaschistischen Aktion/BO in der Regel 
im Zusammenhang mit gemeinsamen Aktionen entwickelt. 

Grundlage für diese Zusammenarbeit ist das Bewußtsein um die politische Kraft, 
die sich aus einer bundesweiten Organisation wie die der Antifaschistischen Akti- 
on/BO entwickeln kann. Kontinuität, Verbindlichkeit, Handlungsfähig- 
keit und Vermittelbarkeit stehen in diesem Prozeß im Vordergrund. 


Beireiung 7 Freiheit 


Befreiung =& Freiheit 


Die ungebrochene Kontinuität brechen! 


8. Mai 1945 - Tag der Befreiung vom Nazi-Faschismus 


8. Mai 1995 
50. Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


Der 8. Mai 1945 ist eines der Daten in der deutschen Geschichte, in der Antifa- 
schistInnen Gefahr laufen, in eine unheimliche Koalition mit bürgerlichen und re- 
aktionären Kreisen zu geraten; dann nämlich, wenn sie diesen Tag als den der ge- 
nerellen Befreiung vom Faschismus begehen. Die faschistische Gefahr ist durch 


die Befreiung vom Nationalsozialismus nicht gebannt. 


Wir schwören deshalb vor aller Welt auf diesem 


Appellplatz, an dieser Stätte des faschistischen Grauens: 
Wir stellen den Kampf erst ein, wenn auch der letzte 


Schuldige vor den Richtern der Völker steht! 
Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln 


ist unsere Losung. 


Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und 


der Freiheit ist unser Ziel. 


Zitat aus dem Schwur der Häftlinge von Buchenwald 


Mai 1945: 
Zwei Soldaten 
der Roten 


Der reflexartige Umkehrschluß aber, die ausschließliche Betonung der faschi- Armee im 


stischen Kontinuität und das Ignorieren des heftigen, historisch gesellschaftlichen 


Kanzleramt 
in Berlin nach 


Einschnitts, blendet wesentliche Merkmale aus der Betrachtung aus und kann des- dessen 


halb nur ein verwaschenes und unvollständiges Bild liefern. 


In erster Linie war und ist der 8. Mai für die vom 
Nationalsozialismus Verfolsten, für die Menschen in 


den Konzentrationslagern und der Illegalität, für die | 


Bevölkerung der überfallenen Länder und diejenigen 


in der inneren wie äußeren Emigration der Tag der Pe « 
Befreiung von der Bedrohung durch ein terroristi- |} 


sches System. Die militärische Zerschlagung der NS- 
Diktatur setzte diesem faschistischen Regime ein En- 


de - einem Regime, das die Mehrheit der Deutschen 


bis zum bitteren Ende gestützt hatte. 


Für diese Mehrheit war der 8. Mai zunächst der | ei 


Tag der militärischen und persönlichen Niederlage, 
für viele ist er es (insgeheim) bis heute geblieben. 
Wenn er gleichzeitig bis in reaktionäre/konservative 
Kreise als der Tag der Befreiung vom Faschismus ver- 


kauft wird, dann steht dies für die Leugnung (W777 
der eigenen Verantwortung, für die Perso- IN. 


Einnahme. 
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\\ nalisierung des Faschismus in der Figur Hitlers als „charismati- 
olsssisigee) schem Führer“ oder den Nazi-Bonzen als „sroßen Manipulateu- 
8. Mai 1995 . REN 
sonlahtestagider ren“ und damit für die Verschleierung der Wurzeln des Faschis- 
errelung! vom s E aa 
mus im imperialistischen System. 


Nazi-Faschismus 

Der Mythos von der „Stunde Null“ dient zur Legitimation der parlamentari- 
schen Demokratie, zur Identifikation mit der „freiheitlich-demokratischen Grund- 
ordnung“ in den Westzonen, trotz offensichtlicher faschistischer Kontinuitäten in 
Justiz, Polizei, Militär und Verwaltung. Die Berufung auf den „Neuanfang“ läfst 
den Nationalsozialismus als abgeschlossenes historisches Phänomen dastehen. Ei- 
ne Einordnung des Faschismus als Option zur Wahrung der kapitalistischen Pro- 
duktionsbedingungen wurde damit verhindert, der frühe antifaschistisch-antikapi- 
talistische Konsens in breiten Kreisen der Nachkriegsgesellschaft, der immerhin so 
weit reichte, daß selbst die CDU Sozialisierungsforderungen in ihr „Ahlener Pro- 
Sramm“ von 1947 aufnehmen mußte, wurde unterlaufen und schließlich im Zuge 
der Blockbildung gänzlich zerschlagen. Von da an wurde der Antikommunismus 


zum einenden Programm. 


Wenn wir trotz der Entwicklungen nach dem 8. Mai 1945 diesen Tag feiern, 
dann deshalb, weil an diesem Tag ein historisch bisher einmaliges Terrorregime 
endgültig zerschlagen war. Der 8. Mai steht damit als Zeichen der Hoffnung auf die 
Befreiung von Unterdrückung. Gleichwohl müssen wir eingestehen, daß es nicht 
der Widerstand in Deutschland selbst war, der das System zum Aufgeben zwang. 
Selbst wenn es bis zum Schluß Widerstand in der Rüstungsindustrie gab, selbst 
wenn im KZ Buchenwald die Häftlinge die Wachmannschaften überwältigten be- 
vor die US-amerikanischen Truppen anrückten, hätte die Befreiung ohne die un- 
seheuren Opfer der Roten Armee und den Einsatz der West-Alliierten nicht statt- 
sefunden. Es muß also an diesem Tag neben der Betrachtung des Widerstands in 
seinen vielfältigen Ausprägungen das Augenmerk auch auf die Mechanismen ge- 
richtet werden, die dem Nazi-Faschismus zu seiner Massenbasis verhalfen, die bis 
in die letzten Wochen des Krieges hinein die Kriegsmaschinerie und die industri- 
elle Vernichtung von Menschen aufrecht erhielten. Dies nicht zuletzt deshalb, weil 
etwa der Volksgemeinschaftsgedanke sich bis heute unter anderem in der Sozial- 
partnerschaft wiederfindet oder sich die Doktrin vom „Lebensraum im Osten“ im 
Kern der aktuellen wirtschaftlichen Bestrebungen der Bundesrepublik widerspie- 


selt. 


Ein differenziertes Bild der Befreiung vom Nazi-Faschismus also, ein Bild, das 
die Traditionslinien der Unterdrückung vor, während und nach dem Nazi-Regime 
nachzeichnet, das deutlich zwischen Befreiern und Befreiten, Opfern und Tätern 
unterscheidet und die Ursachen des Faschismus im kapitalistischen System be- 


nennt, ein solches Bild läuft sicherlich nicht Gefahr, in die Galerie der 
staatstragenden Befreiungsfeierlichkeiten eingereiht zu werden. ku 


Personelle und sirukiurelle Kontinuität 


Bersonellle und struk- Org | 
turelle Kontinuität des 55 lchrestog der 
„ill. Reichs* und der BRD DEZ 


Mit der Niederschlagung der deutschen Wehrmacht durch die Alliierten war 
der Nationalsozialismus nicht beseitigt. Um dies zu erreichen, beschlossen die 
Alliierten die Entnazifizierung (Bestrafung der nationalsozialistischen (Kriegs)- 
verbrecher und Militaristen und deren Ausschluß aus allen staatlichen, politischen 
und wirtschaftlichen Stellungen). Die Handhabung der Beschlüsse war sehr un- 
terschiedlich, eindeutig jedoch die Renazifizierungstendenzen beim Aufbau der 
BRD. Aus diesem Grunde werden im folgenden verschiedene gesellschaftliche Be- 
reiche durchleuchtet, um die Systematik zu belegen, mit der faschistische Struk- 
turen und nationalsozialistische Verbrecher in die BRD übergingen und integriert 
wurden. 


Die sogenannte Entnazifizierung und die Kriegsverbrecherprozesse 

Bei der beschriebenen Entnazifizierung wurde in folgende fünf Kategorien ein- 
geteilt: 

I. Hauptschuldige, Kriegsverbrecher 

2. Belastete 

3. Minderbelastete 

4. Mitläufer 

5. Entlastete 

Gegen Kriegsverbrecher wurde in den Nürnberger Prozessen verhandelt, wo 
bei 23 Anklagen zwölf Todesurteile, siebenmal lebenslänglich, drei Freisprüche - 
ein Angeklagter (Göring) beging Selbstmord - verhängt wurden. Mit der lebens- 
länglichen Haftstrafe von Hitler’s Stellvertreter Rudolf Heß wurde nur eine le- 
benslängliche Haftstrafe vollstreckt. Alle anderen Naziverbrecher wurden nach we- 
nisen Jahren entlassen. 

Die Westalliierten handhabten die Entnazifizierung wesentlich inkonsequen- 
ter als die Sowjets: 

Während in Ostdeutschland über 60 000 Naziverbrecher verurteilt wurden, 
singen die Westalliierten nur in 5487 Fällen gegen Nazis vor. 

Die Urteile der Nürnberger Prozesse, die die Aburteilung der hauptverant- 
wortlichen Kriegsverbrecher gewährleisten sollten, fanden 1946 bei 78 % der Be- 
völkerung Zustimmung. 10 % bewerteten die Bestrafung als zu streng. Bis zum Jah- 
re 1950 veränderte sich die Stimmung in der Bevölkerung: Bereits 40 % bewerte- 
ten die Bestrafung als zu streng. Der Prozentsatz derer, der die Bestrafung als ge- 
recht empfand, sank auf 38 %. Forciert wurde diese Entwicklung von der Regie- 
um rungsspitze: Konrad Adenauer, erster Bundeskanzler der BRD und CDU- 


Politiker, setzte sich engagiert für Kriegsverbrecher ein. Er forderte die 
! | 


Die 
Anklagebank 
in Nürnberg: 
Von links 
nach rechts: 
Göring, 
Dönitz, Heß, 
Ribbentrop, 
Raeder, 
Keitel, von 
$chirach, 
Sauchel, 
Kalten- 
brunner, 
Rosenberg, 
Jodl. 
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Besnadigung mehrerer NS-Größen, unter anderem des ehemali- 
gen Staatssekretärs und Justizministers Schlegelberger. Adenauer 
dazu: „Die wirklich Schuldigen an den Verbrechen, die in der na- 
tionalsozialistischen Zeit begangen worden sind, sollen mit aller 
Strenge bestraft werden. ... Der Krieg und die Wirren der Nachkriegszeit haben 
eine so harte Prüfung für viele gebracht und solche Versuchungen, daß man für 
manche Verfehlungen Verständnis aufbringen muß. Es wird daher die Frage ei- 
ner Amnestie von der Bundesregierung geprüft werden.“ ( 20. September 49 ) 

Die Bundesregierung hat die alliierten Urteile nie anerkannt. In amtlichen Do- 
kumenten werden Begriffe wie Kriegsverbrecher nie verwandt. Die Rede ist von 
Kriegsverurteilungen, sogenannten Kriegsverbrechern, „Kriegsverbrechern“ oder 
gar von politischen Gefangenen. 

1952 erklärte die Bundesregierung die Entnazifizierung für beendet. 


50. Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


Die Folgen: 


Faschistische 
Kontinuität in Staat 
und Verwaltung 

In allen Bereichen und Er 
Ebenen des Staates (Kom- 
munal-, Länder- und Bun- 
desebene) und der Verwal- 
tung konnten nach 1945 
Nazis und Kriegsverbre- 
cher erneut Fuß fassen 4 
und ihre Karriere fortset- 
zen. 

Nach der Analyse des amerikanischen Generalkonsulates über „Renazifizie- 
rung der öffentlichen Verwaltung des Landes Bremen“ arbeiteten 1949 in der Ju- 
stizbehörde Bremens 45 % ehemalige NSDAP- Mitslieder, in der Finanzbehörde 40 
%. In Schleswig-Holstein wurde im September 1950 mit dem CDU-Politiker Ber- 
tram erstmals ein ehemaliger NSDAP-Politiker Ministerpräsident. 1978 wurde mit 
Hans Filbinger (CDU) ein ehemaliger Nazirichter Ministerpräsident von Baden- 
Württemberg. Besonders heikel: Filbinger plädierte als Staatsanwalt sogar kurz 
vor Kriegsende noch für die Todestrafe gegen einen Deserteur. 

Aber nicht nur auf Länderebene etablierten sich NS-Politiker: Die Bundesre- 
sierung beetzte mindestens 30 % der hochrangigen Beamtenstellen mit früheren 
Mitgliedern der Nazipartei. Die deutliche Neigung, große Nazis noch eher einzu- 
stellen als diejenigen, die niedrigere Positionen inne hatten, wurde am 11. Mai 
1951 mit dem Gesetz zur Regelung des Rechtsverhältnisses Angehöriger 
des öffentlichen Dienstes legitimiert: „Alle ehemaligen Diplomaten, Po- 


Personelle und sirukfurelle Kontinuität 


lizisten, Beamte und Richter sind bevorzugt einzustellen.“ 1961 \\ |: A 


TTT. 


wurde diese Regelung auch auf ehemalige SS-Angehörige erwei- Me RR 
tert. 50. Jahrestag der 


Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


Beim Aufbau des Auswärtigen Amtes wurde 1951 die Garantie 
formuliert, keine Konsulbeamten zu beschäftigen, die mit der NS-Bewesuns in Ver- 
bindung gestanden hatten. Eine französische Studie beleste jedoch, daß die Hälf- 
te aller Mitarbeiter ehemals in der NSDAP waren. Ein Jahr später wurde sogar 
nachgewiesen, daß 62 % der Beamten in die Entnazifizierungskategsorien 3 und 4 
eingestuft worden waren, 43 ehemalige SS-Angehörige und 17 ehemalige SD- oder 
Gestapomitglieder wurden namentlich genannt. Adenauer dazu: „Die wirklich 
üblen Nazielemente müssen entfernt werden und der Anteil der Übernommenen 
darf nicht allzu hoch sein. Andererseits muß die Maschine laufen.“ Konsequenz 
aus der französischen Anklage: lediglich vier Beamte wurden suspendiert. 

Die englische Zeitung The Guardian faßte Anfang der 60er Jahre die personel- 
len faschistischen Kontinuitäten treffend zusammen: „Das Wegräumen von Alt. 
nazis würde einige Bundesministerien fast völlig ihrer hohen Beamten berau- 
ben. Das Außenministerium würde alle seine Sachverständigen verlieren. Der 
diplomatische und konsularische Dienst würde untergraben werden, ebenso der 
Polizeiapparat, die juristischen und erziehungswissenschaftlichen Institutio- 
nen und Gemeindeverwaltungen.“ (siehe AK, damals Arbeiterkampf, heute Ana- 
lyse und Kritik, Nr. 156, 25.6.1979). 

Der Aufbau des Bundesnachrichtendienstes (BND) belegt die Existenz von 
strukturellen faschistischen Kontinuitäten. Eine „Lehre“ aus dem Nationalsozia- 
lismus beim Aufbau der BRD sollte das Trennungsgebot von Polizei und Geheim- 
diensten sein (Gestapo-Verbot). Mit dem Verbrechensbekämpfungssesetz von die- 
sem Jahr wurde diese Trennung offiziell aufgehoben (inoffiziell gab es die Zusam- 
menarbeit zwischen BND und Polizei zu jeder Zeit). BND und Polizei können ihre 
Ergebnisse fast willkürlich austauschen. 


Faschistische Kontinuität in der Justiz 

Das Zitat der englischen Zeitung wies auf die Zustände auch in der Justiz hin: 
Die in diesem Zusammenhang am häufigsten angeprangerte Tatsache ist die, daß 
kein einziger NS-Richter oder Staatsanwalt jemals zur Verantwortung gezogen 
wurde. Mehr noch: die Richter und Staatsanwälte wurden in die BRD-Justiz über- 
nommen. 10 % aller in den fünfziger Jahren tätigen Juristen haben im Dritten Reich 
nachgewiesenermaßen Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit begangen. Noch 1957 waren 40 % der tätigen Juristen ehemalige NS-Richter. 
Wie urteilt eine solch belastete Justiz? „Zahlenmäßig tritt es offen zutage: Die Bi- 
lanz zeigt, daß sich die deutsche Justiz nur sehr schleppend dem verbrecheri- 
schen Erbe des Nationalsozialismus nach 1949 widmete. Wenn überhaupt Ur- 
teile gefällt wurden, dann fielen sie oft sehr milde aus. ... Insgesamt ist 

der Strafverfolgung von NS-Verbrechen während der ersten Hälfte der 


Personelle und strukturelle Konfinuifäl 


_ fünfziger Jahre das Prädikat „halbherzig“ verliehen worden.“ 
(aus „Nach Nürnberg“, S. 165 ) 


8. Mai 1995 
Betrelnalvom 
Kern Faschistische Kontinuität beim Aufbau der Bundeswehr 
Beim Aufbau der Bundeswehr, der trotz heftigen Widerstands gegen Wieder- 
bewaffnung und Militarismus nicht verhindert werden konnte, sriffen die Regie- 
renden auf Altvertrautes zurück. Zahlreiche Offiziere, Generäle und Kriegsstrate- 
sen sammelten ihre Erfahrungen in der deutschen Wehrmacht. Mindestens 71 
Bonner Generäle dienten den verbrecherischen Führern des „III. Reichs“, 45 stan- 
den bereits unter Hitler im Generalsrang. Sieben Generäle und Admirale der Bun- 
deswehr sind abseurteilte Kriegsverbrecher oder stehen auf alliierten Kriegsver- 
brecherlisten. 
„.„ehrenvoll ’ : ZA ” ae 
für Um ehemalige Wehrmachtssoldaten wieder einziehen zu können, rehabilitier- 
Deustchland te Adenauer diese 1951 in einer Ehrenerklärung vorm Bundestag: „Die Zahl der- 
gekämpft.“ jenigen, die sich wirklich schuldig gemacht haben, ist so außerordentlich gering 
ne und so außerordentlich klein, daß damit der Ehre der früheren deutschen Wehr- 
greuel; macht kein Abbruch getan wird.“ Später dehnte er dieses Bekenntnis sogar auf 
Lynchjustiz ehemalige Angehörige der Waffen-SS aus, aber nur insoweit diese „ausschließlich 
Een als Soldaten ehrenvoll für Deutschland gekämpft“ hätten. Nach einem Treffen mit 
des Il. Wer- Angehörigen der Waffen-SS im Oktober 1951 wandte sich auch der SPD-Vorsit- 
kriegs. zende Kurt Schumacher gegen eine „pauschale Stigmatisierung ehemaliger SS- 
Angehöriger“. 1956 wurden frühere SS-Mitglieder mit Ein- 
schränkungen wieder in die Bundeswehr zugelassen. In 
diesem Jahr waren 508 ehemalige SS-Angehörige bei der 
| Bundeswehr, davon 33 Offiziere. Massiver Protest, vor al- 
Zar, # “| lem jüdischer Organisationen, änderte nichts an diesem Zu- 
Ih habe EEE] stand. 


mit den 


Faschistische Kontinuität in der Wirtschaft 

Um den Profit zu maximieren, forcierten die großen Indu- 
striekonzerne Hitlers Aufrüstungspolitik, die Errichtung 
von Arbeits- und Konzentrationslagern und die Kriegsvor- 
| bereitungen. Die srößten deutschen Konzerne, die IG Far- 
| ben Industrie AG, die Friedrich Krupp AG und die Friedrich 
| Flick AG spielten dabei die Hauptrolle. 


Die IG Farben Industrie AG: die IG Farben war als größtes 
Unternehmen der führende Chemiekonzern der deutschen 
Wirtschaft. Mit der Herstellung von Sprengstoffen aller Art 
| konnte der Konzern enorme Gewinne bei der Aufrüstung 

verbuchen. Cyklon B, das Giftsas der Gaskam- 
mern, das zur industriellen Massenvernichtung in 


Personelle und sirukfurelle Kontinuität 


den KZ’s eigesetzt wurde, wurde von IG Farben produziert. Der |. 
Konzern finanzierte und förderte die Forschung in den KZ’s, bei Org 
denen Menschen zu Tode gefoltert wurden. Jahrertogider 

Nach 1945: Der Direktor der IG Farben, Wilhelm Biedenkopf, DER 
blieb unbehelligt und wurde nicht zur Verantwortung gezogen. Lediglich das ge- 
ringe Auslandsvermögen wurde eingezogen, das Inlandsvermögen blieb unange- 
tastet. Der Großkonzern wurde in Einzelunternehmen aufgespalten (BASF, 
Höchst, Bayer...), was der Wirtschaftlichkeit der Unternehmen keinen Abbruch tat. 
Die Konzerne bestehen bis heute ohne nennenswerte Umstrukturierungen mit den 
selben Führungskräften und Einflußmöglichkeiten weiter. 


nr 
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Die Friedrich Krupp AG und die Friedrich Flick AG: Schon Ende der 20-er, An- 
fang der 30-er Jahre unterstützten diese Konzerne die NSDAP durch Geldspenden 
und verhalfen Hitler durch Verhandlungen mit der Regierungsspitze an die Macht. 

Die Unternehmen verschrieben sich vor allem mit der Stahlproduktion der Rü- 
stungsindustrie und zwangen Häftlinge in Konzentrations- und Arbeitslagern, sich 
für den Profit der Konzernführung zu Tode zu schuften. Die Vorsitzenden der Kon- 
zerne, Alfried Krupp von Bohlen und Halbach und Friedrich Flick waren Mitglie- 
der der Wehrwirtschaftsführung, welche die Interessen der Rüstungsindustrie und 
der Reichsführung koordinierte. 

Nach 1945: Die Vorstandsvorsitzenden der Konzerne, Krupp und Flick wurden 
als Kriegsverbrecher zu zwölf bzw. sieben Jahren Haft verurteilt. Krupp wurde un- 
ter persönlichem Einsatz Adenauers nach drei Jahren begnadigt und die Vor- 
standschaft zurück in seine Hände gelegt. Flick wurde es ermöglicht, während sei- 
ner Haftstrafe an Vorstandssitzungen teilzunehmen, um so seine Geschäfte fort- 
zusetzen. Beide Konzerne haben nichts an wirtschaftlicher Bedeutung eingebüßt. 
Die Krupp- und die Flick AG zählen weiterhin zu den mächtigsten, einflußreichsten 
und größsten Stahl- und Rüstungsproduzenten, die Flick AG beteiligt sich darüber- 
hinaus ertragreich an der Atomindustrie. 


Beispiele für personelle Kontinuität 


Militär 

Adolf Heusinger 

Vom Chefplaner Hitlers zum Chefplaner Adenauers 

- Mitplaner der Überfälle auf 20 europäische Länder 

« Mitbegründer der „Politik der verbrannten Erde“ (völlige Zerstörung 
gegnerischer Gebiete vor dem Rückzug) 

« Planer des sogenannten Volksturms, der den Einzug von Kindern und Greisen 
kurz vor Kriegsende vorsah 

: ab 1950: offizieller Berater der Bundesregierung für Sicherheits- 
fragen 
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\\\2) » ab 1952: Chef der Militärabteilung 
| - ab 1955: Vorsitz des militärischen Führungsrates der 
8. Mai 1995 
SEELE Bundeswehr 
Befreiung vom E 
ern - ab 1957: 1. Generalinspekteur der Bundeswehr 
- 1961-64: Vorsitzender des Ständigen Militärausschußes der NATO 


in Washington 


Justiz 
Erwin Schüle: 
Vom SA- Offizier zum Nazi-Jäger 
«- ab 1933: Mitglied der SA 
» ab 1943: hoher Offizier der Wehrmacht, der die „Politik der verbrannten 
Erde“ vor Leningrad praktizierte 
- kommandierte eines der berüchtigten Strafbataillone an der Ostfront 
- ab 1964: Leiter des Ludwigsburger Zentralstelle zur Aufklärung 
Hans nationalsozialistischer Gewaltverbrechen 
Filbinger: 

rim Politik 

mus undin Hans Filbinger: 
der BRD. Vom NS-Marinerichter zum Ministerpräsidenten von Baden-Würtemberg 

- 1934: der Jurist Filbinger veröffentlicht in einer 
Fachzeitschrift folgendendeThese: „erst der National- 
sozialismus schuf die geistigen Voraussetzungen für 
einen wirksamen Aufbau des deutschen Rechts“ 

16. März 1945: Filbinger beantragt als Staatsanwalt 
die Todesstrafe für den Matrosen Walter Gröger, der 
daraufhin exekutiert wurde. 

« 29. Mai 1945: Filbinger verurteilt sogar nach Kriegs- 
ende einen Soldaten zu 6 Monaten Gefängnis, weil er 
Vorgesetzte Nazihunde nannte und sich das Haken- 
kreuz von der Uniform riß. 

- 1978: Filbinger wird Ministerpräsident von Baden- 
Württemberg. 

- 1987: Filbinger tritt aufgrund großen öffentlichen 
Druckes zurück. 
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Quellen: 


1. Kriegs- und Naziverbrecher in der BRD, Braunbuch, Berlin 1965, Staatsverlag der DDR 

2. Deutsche Kriegsbrandstifter wieder am Werk, Berlin 1959, Verlag des Ministeriums 
für nationale Verteidigung der DDR 

3. Nach Nürnberg, Ulrich Brochhagen, Hamburg 1994, Junius Verlag 


Anfisemifismus 


o.. denn die deutsche Ner- Organisation 
mm en 
malitat Juden gegenuber 4-4. 


Befreiung vom 


ist antisemitisch Nazi-Faschismus 


Bermerkungen zur Kontinuität des Antisemitisraus 


Im Konzert der unzähligen Gedenkveranstaltungen des Frühjahrs 1995 wer- 
den immer wieder Stimmen laut, die hoffen und fordern, daß es nun an der Zeit sei, 
auch zwischen Juden und Deutschen ein normalisiertes Verhältnis einkehren zu 
lassen. Doch was ist ein normales Verhältnis zwischen Deutschen und Juden? 
Wenn Deutsche ihr Verhältnis zu Juden in traditioneller Weise normalisieren, 
bringt dies die Gefahr einer völkischen Mobilisierung mit sich. Die Ideologiege- 
schichte des nationalbewußten Deutschseins ist mit Antisemitismus untrennbar 
verbunden. Diese Verbindung ist bis heute wirksam und zeigt sich in der öffentli- 
chen Debatte um deutsche Identität nach dem Anschluß der DDR. 

Antisemitismus wird im Text als systemhafte Erscheinung in der Ideologiege- 
schichte und in kollektiven Bewußtseinszuständen verstanden und enthält jeweils 
zeitgemälse Motivationen und Ausprägungen: Zunächst als christlicher Antijudais- 
mus, später im Zusammenhang von Romantik und völkischer Idee, Anfang dieses 
Jahrhunderts dann im antikapitalistischen und rassistisch-preudowissenschaftli- 
chen Gewand. Der Text geht der Frage nach, warum völkisch-antisemistische Ideen 
in Deutschland von der Oberschicht und Intelligenz so erfolgreich „kultiviert“ und 
im Zuge der Nationausbildung so breit in der Bevölkerung verankert werden konn- 
te. „Deutsch“ wird im Textzusammenhang als „deutschbewußt“ unter Einwirkung 
von Ideologie und psychischen Vorgängen verstanden. Deutsche besitzen Antise- 
mitismus und psychische Verdrängungsmechanismen nicht als quasi-natürliche Ei- 
genschaften, sondern sind ihnen via Politik, Medien, Schule immer wieder ausge- 
setzt, so dafs Antisemitismus zum Bestandteil kollektiven Bewußtseins wird. Der 
Blick auf kollektive Wahnideen und Ideologiegeschichte soll Erklärungsmuster 
von Kapitalismus, Rassismus, Bürokratie, sexuelle Unterdrückung und autoritärer 
Persönlichkeit in Bezug auf den Holocaust, ergänzen. 

Während sich Anfang und Ende des Textes eines massenpsychologischen 
Standpunktes bedienen, lehnt sich der Mittelteil an einen ökonomischen Er- 
klärungsansatz von Moische Postone, Nationalsozialismus und Antisemitismus, 
1982, an. 


Der christliche Antijudaismus 

Antijüdische Ressentiments entwickelten sich schon in römischer Zeit, als die 
Mehrheit der Bevölkerung noch einer ganzen Schar von Göttern huldigte und sich 
mit einem routinierten Opfersystem von Fehltritten freikaufen konnte. Neid und 
10 Angst kamen daher schon früh angesichts der jüdischen Minderheit auf, 


die sich das Weltgeschehen mit einem einzigen Gott erklärte. 


Rechts: 
Krupp 
Kannonen- 
werkstatt 
in Essen 
um 1900. 


Antisemilismus 


\ Die Juden pflegten keinen entlastenden Opferkult und setzten sich 
daher einer größeren Verantwortung vor ihrem Gott aus. Die sich 
50. Jahrestag der in spätrömischer Zeit etablierte, christliche Staatskirche nahm den 
rer Opferkult wieder auf, indem sie einen Menschen (Jesus) in den 
Rang eines Gottes erhob und die christliche Menschheit entlastet wurde. Um die- 
sen Rückfall nach innen und nach außen zu legitimieren, erfand die Kirche die Ge- 
fährlichkeit der Juden und verbreitete dabei Legenden von den „Mördern Christi“, 
„Ritualmördern“ und „Zaubereien“. Die Christen projizierten ihre eigene Schwä- 
che und den eigenen Opportunismus auf ein Feindbild. Diese paranoid-schizoide 
Projektion wurde in den nächsten Jahrhunderten prägend für die christliche Psy- 
che. Der christliche Antijudaismus äußerte sich in chronischer Ghettoisierung der 
jüdischen Bevölkerung und in periodisch durchgeführten Pogromen und Vertrei- 
bungen. Nach Luther und einigen deutschen Humanisten des Spätmittelalters er- 
hielt der christliche Antijudaismus eine spezielle Ausprägung zum arischen My- 
thos und christlichen Germanentum. 

Diese Ideologie kompensierte nicht gehabte eigene Geschichte. Die Deutschen 
waren weder besonders „reine Christen“, noch direkte Nachfahren der „Germa- 
nen“, sie waren nie ein einheitliches „Volk“, sondern lebten in verschiedenen Re- 
sionen und Staaten und hatten verschiedenste Traditionen und Dialekte. Das nicht 
reale Kollektiv der Deutschen sollte durch Abgrenzung zum Kollektiv der Juden le- 
sitimiert werden. Die eigenen, negativ empfundenen Eisenschaften wurden den 
Feinden zugedacht. 

Diese ideelle/ideologische Ebene setzte sich um und wirkte fort auf die mate- 
rielle gesellschaftliche Ebene, indem etwa wegen ihrer anderen Religion, wegen ih- 
rer anderen Riten und Gebräuche Juden beispielsweise nicht in die Zünfte und Gil- 
den - die die Ausübung der Handwerksberufe kontrollierten - aufgenommen wur- 
den. Dies wiederum bedeutete in vielen Landstrichen faktische Berufsverbote. Dar- 
überhinaus wurden Juden oftmals gezwungen, sich am Rande von Städten anzu- 


siedeln, was zu ersten Ghettoisierungen führte. 


Der moderne Antisemitismus 
und der Holocaust 

Der moderne Antisemitismus greift in || 
zeitgemäßer pseudowissenschaftlicher 
Weise sozialdarwinistische und rassisti- 
sche Denkmuster auf. Er erhielt Ende des 
19. Jahrhunderts seine Bezeichnung. In If 
ihm wirken aber auch romantische und an- 
timoderne Reflexe aus der Zeit der frühen 
Industriealisierung nach, die im preu- 
ßischen Adel, an den Universitäten und im Bildungsbürgertum kultiviert 
wurden. 
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Die Gesellschaft am Ende des 19. Jahrhunderts veränderte sich 

rasant: massenhafte Industrialisierung und erste monopolakapita- ET Se 

listische Warenproduktion, Entstehen der Großstädte und des Pro- % 

letariats waren die neuen Erscheinungen der Klassengesellschaft, 

die den ehemals feudalen Ständestaat durchdrangen. 

Zu; „Die gesellschaftlichen Verhältnisse des Kapitalis- 
RR MUS gewannen ein Eigenleben, eine zweite Natur, 
ESNADFIE 3 

Wa ein System von Herrschaft und Zwängen, das, ob- 

wohl gesellschaftlich unpersönlich, sachlich und 
| objektiv ist, und deshalb natürlich 
2 scheint.“ (Moische Postone). 
Die abstrakte Herrschaft des Kapitals, der Dop- 
pelcharakter der Warenwirtschaft von Wert (Preis) 
und Gebrauchswert (Material und Verwendung) 
verstrickte die Menschen in ein Netz dynamischer 
Kräfte, das sie nicht durchschauten und das wider- 
sprüchliche und neue Erscheinungen schuf: die 


Veränderung der sozialen Schichten, eine neue so- 
ziale und geographische Mobilität, die Radikalisierung des Proletariats. In 
Zeit fielen antisemitische Charakterisierungen der Juden als 
re, mobile und universale Macht“. 
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diese 
„abstrakte, unfaßba- 


Juden wurden sowohl für die Dynamisierung des Kapitals wie für die Verbrei- 
tung des Kommunismus verantwortlich gemacht. Der Herrschaft des unendlich 
mächtigen, internationalen Kapitals setzen die Antisemiten das Konkrete der über- 
schaubaren Gemeinschaft und des Materiellen entgegen. Sie identifizierten immer 
stärker die Juden als Personifikation der abstrakten Seite der Kapitalherrschaft. 

Dieser, als verkürzter „Antikapitalismus“ zu bezeichnende, Antisemitismus 
konstruiert einen unüberbrückbaren Gegensatz zwischen der Wertedimension 
und dem materiellen Gebrauchswert der Warenproduktion und Wirtschaft. Die 
Produktion, die konkrete Arbeit wird als Quasi-natürliche Lebens- und Wirt- 
schaftsform angesehen, die von der abstrakten Herrschaft des Geldes, des Finanz- 
kapitals befreit werden muß, damit die negativen Erscheinungen des Kapitalismus 
vermieden werden. Diese „Hypostasierung“ des Konkreten, also die Überhöhung 
von Arbeit und industrieller Produktion, kontrastiert mit einem Haß auf das Ab- 
strakte, also die Unwägbarkeiten des Gesamtsystems, werden mit dem Feindbild 
„Juden“ personifiziert. In diesem Sinne war „Auschwitz eine Fabrik zur Vernich- 
tung der Personifikation des Abstrakten (... ) Der erste Schritt dazu war die Ent- 
menschlichung, d.h. die Maske der Menschlichkeit wegzureißen und die Juden 
als das zu zeigen, was „sie wirklich sind“ _ Schatten, Ziffern, Abstraktionen. Der 
zweite Schritt war dann, die Abstraktheit auszurotten, sie in Rauch reuldson 


Jedoch auch zu versuchen, die letzten Reste des konkrete 


ständlichen Gebrauchswertes abzuschöpfen: Kleide Me 


r, Gold, Haare, Sei- 


Links: 
Spulen- 
wickelei bei 
AEG, 
ebenfalls um 
1900. Frauen 
und Mädchen 
wurden mehr 
und mehr in 
der Industrie 
eingesetzt. 


„Volks- 
erziehung“ 
im Nazi- 
Faschismus. 
Irrationale 
Ressenti- 
ments 
wurden auf- 
gegriffen und 
in die aus- 
gefeilte 
antisemi- 
tische Propa- 
ganda 
integriert. 
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u. fe. Auschwitz, nicht die „Machtergreifung : 1959, Eee 
tatlor che „deutsche Revolution“, die wirkliche Scheinumwä zung 
% bestehenden Gesellschaftsformation“. (Moische Postone) 
Nazi-Faschismus sche Supernormalität 
er —_ - selbst im Sinne der Täter: Die Kollektivität der Deut- 
scl on den Holocaust nicht befreit, sondern weile nn ei 
schen wur :oslicher Trauer, Schuld und Schamgefühlen für die vernichteten p 
Fehlen von jeg < chen in der Nachkriegszeit zeigt die Möglichkeit der deHtSchen 
Se ar —- Tat in einer Art strahlenden Unberührtheit ee 
se wie „nichts gewußt zu haben”, en 
« ben oder „Befehlsnotstand“ weisen auf eine Fortsetzu 8 in 
glaubt“ zu ha hin. der den Holocaust mitverursachte: Juden und Jüdinnen 2 ; 
ächen ee nr als Menschen gesehen, sondern als Omeklirazet MIERICH, R £ 
_. Br ei Anteile. Trauererscheinungen bei den Tätern sind in ne 
a en e Formen narzistischer Trauer, die mit dem Mißlingen de: er 
sem Zusammen ar tun haben. Der von Deutschen begangene Zivilisations- 
a nn ons von der Phantasie zur Realität wird zum Bestand- 
nn sen Diemnas und führt dazu, dafs eine Beschäftigung mit den ei- 
Ba a Anteilen die den Holocaust verursachten, mit schwerer Angst 
genen psyc Sa 
nn ei nn. ei und Stimulation re 
se > Bi rang und des Schweigens der Deutschen übeı den Ho- 
ee su ” * Der für das „Deutschsein“ konstitutive, traditionelle Anti- 
ac n nn ns seinen atypischen Exzeß Auschwitz nun offensiv. Ar 
Ne we r v des Antisemitismus und sein Anspruch, das nn ae | 
stemhafte Chara ‘ 5 h in der Ablösung von historischen Formen: Neben ; inten 
N Holocaust zu leugnen, abzuschwächen oder im en 
alietien VERBEIE NS mmenhansg totalitarismus-theoretisch zu relati- 
De tritt die Vorstellung, Juden aus Israel u 
den Deutschland ständig materiell (durch u ni 
sutmachungsforderungen) und moralisch | = 
Erinnerung an den Holocaust) schädigen. Im Ja Fe 
1990 verbreiteten deutsche Politikerinnen und ie 
Medien wieder offen antisemitische PRODagauda, in- 
dem sie kolpotierten, der linke Jude Gregor Gysi 
| (PDS) habe versucht, die Wiedervereinigung m 
| verhindern, indem er an ausländische, jüdische n- 
‚ vestoren appelliert habe, in der DDR ZU De 
(RTL vom 20.2.’90). Hier zeigt sich der wieder in 
völliger Offenheit aktivierte URS UE 
sche Gegensatz zwischen „deutscheı 


T Bater 
ist der Teufel. 
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Identität“ und „internationalem Judentum“. Dazu paßt die chroni- 
sche Bedrohung der jüdischen Minderheit in Deutschland durch |! | 
Verwüstung ihrer Friedhöfe, Angriffe auf Synagogen und zum Teil [KW 

a j ; ; z Befreiung vom 
alltäglichen Psychoterror. Die Antisemiten in der deutschen Be- Mrz 


völkerungsbasis sind durch die „Wiedervereinigung“ ermutigt worden. 


Dem Antisemitismus entgegentreten! 

Die Thematik Antisemitismus, Holocaust und jüdischer Widerstand und Selbst- 
behauptung hat sich erst langsam in den letzten Jahren bei uns verbreitet. In den 
achtziger Jahren galt die Aufmerksamkeit in linken, grünen und antiimperialisti- 
schen Gruppen der Politik Israels. Dabei wurden die Israelis zum Teil in unver- 
hältnismäßiger Weise als „faschistoide Aggressoren“ beschrieben. 

Besonders in der Antikriegsrethorik von Grünen und AntiimperialistInnen in 
den Achtzigern fiel die Fokussierung auf Israel, als Hauptstütze des Imperialismus 
im Trikont. Während die Counterfunktion der Türkei, Ägyptens, Saudi-Arabiens 
und des Irans kaum interessierte, wurde Israel zum Dämon aufgebaut, das die Ei- 
nigung der „großen arabischen Nation“ verhinderte. 

In Parolen wurde im Land der NS-TäterInnen - wo nicht geringe Bevölke- 
rungsteile dankbar für jede Entlastung oder Relativierung der Nazi-Verbrechen 
sind - direkte Gleichsetzung des Staates Israel mit dem nationalsozialistischen 
Staat von '45 betrieben: Mit Zeitungsüberschriften und Parolen jener Tage wie 
„Endlösung der Palästinenserfrage“ (Arbeiterkampf 1982) und „Zerschlagt den 
Siedlersstaat Israel“ (mit SS-Runen geschrieben) wurde der „Antizionismus“ im 
Rahmen des „Antiimperialismus“ als eine der Säulen linken Aktivismus anerkannt. 
Niemand kam etwa auf die Idee - wegen der Massaker an KurdInnen u.a. - den 
„Antikemalismus“ der Türkei in den Rang eines ideologischen Prinzips zu erhe- 
ben. Egal, ob die Türkei oder Syrien Massaker veranstalteten oder in Saudi-Arabi- 
en finsterstes Mittelalter herrschte: Lösung der Probleme war immer der Sieg über 
die „Zionisten“. Hier zeigte sich, wie verschwörungstheoretische Ansätze und 
Personifikation von komplexen Problemen in der Form von „Agenten und Zioni- 
sten“ sich auch in linken Argumentationsfeldern einfanden und dadurch umse- 
wollt eine Nähe zu antisemitischen Traditionen entstand. Linke, fortschrittliche 
Analysen und Politikformen müssen deshalb immer auch unter diesen Gesichts- 
punkten kritisiert werden. Dazu gehört der Abbau von Ignoranz und Wissens- 
lücken bei der Widerstandsgeschichte von Juden und Jüdinnen. 

Hinsichtlich des Gedenkmarathons 1995 sollten wir den Beitrag von Jüdinnen 
und Juden zum Sieg über Deutschland würdigen. 


Literaturhinweise: 
Arno Lustiger: Zum Kampf auf Leben und Tod - Widerstand von Juden und Jüdinnen gegen Na- 
zideutschland. 
« Bettelheim: Antisemitismus in Osteuropa, Picus Verlag. 
« Mario Keßler: Antisemitismus, Zionismus und Arbeiterbewegung, Akademieverlag. 
Zygmund Baumann: Dialektik der Ordnung, E.v.a. 


DDR und der 8. Mai 


ie Anmerkungen zum staatlichen 
Befrelung vom Geschichtsverständnis 


Nazi-Faschismus 
Der Versuch, die Sichtweise der DDR auf den II. Weltkrieg und dessen Ende am 

8. Mai 1945 darzustellen, kann nur eine subjektive Wiedergabe der offiziellen und 

öffentlichen, i.S. von veröffentlichten, Meinung sein. Daneben gab es akademische 

Forschung, die die Grenzen ideologischer Geschichtsverarbeitung überschritt, 

und es gab sicher auch zahllose LehrerInnen, DozentInnen etc. in der DDR, die im 

Detail um eine korrektere Darstellung der besprochenen historischen Ereignisse 

bemüht waren. 

Aus der Subjektivität unserer Darstellung erklärt sich damit auch, daß wir auf 
jeden Quellenverweis verzichten. 

Die DDR-Geschichtsschreibung sah sich in der Tradition der Komintern und 
der KPD. Die Reflexion des II. Weltkrieges durch die DDR erfolgte in allen Phasen 
ihrer 40-jährigen Geschichte ausschließlich zur Legitimation des bestehenden 
Staus Quo und der SED zur Rechtfertigung ihres alleinigen Machtanspruches. 

Damit steht der 8. Mai symbolhaft für die Geburtsstunde des „ersten Arbeiter- 
und Bauernstaates auf deutschem Boden“. 

Historisch wurde die Entstehung der DDR durch folgende Komponenten be- 
stimmt: 

. Zonenaufteilung des postfaschistischen Deutschlands durch die Beschlüsse 
von Jalta im Januar 1945. ' 

. Volksfrontkonzept und daraus resultierend der Wille, in den durch die Sowjet- 
union (SU) besetzten osteuropäischen Ländern sogenannte Volksdemokratien 
(Koalitionsregierungen aus allen antifaschistischen Kräften unter Hesemonie 
der Kommunistischen Parteien) zu errichten - „Nationale Front“ der 
SBZ/DDR. 

. Truman-Doktrin? und Rollback-Strategie’ der imperialistischen Westmächte, 
später die Hallstein-Doktrin (Alleinvertretungsanspruch) der BRD. 

. Die „Schuld“ am Entstehen der DDR wurde dem Westens zugewiesen. Die Se- 
parierung der drei Westzonen habe eine antifaschistisch-demokratische Ent- 
wicklung in Westdeutschland verhindert. Das taktische Verhältnis Stalins zur 
DDR (Stalin-Note 1952: Tausch der Souveränität der DDR gegen sesamtdeut- 
sche Wahlen) wurde dagegen verschwiegen. 


Auf dieser Grundlage wurde der 8. Mai als der Tag der bedingungslosen Ka- 
pitulation Hitlerdeutschlands und der Befreiung des deutschen Volkes vom Fa- 
schismus durch die Sowjetarmee und ihrer Verbündeten begangen. 

Der II. Weltkrieg wurde als internationaler Kampf gegen Nazideutschland ver- 


standen. Den Westalliierten wurde dabei ein taktisches Verhältnis zum nie 


Bündnis mit der SU zugeordnet. Alles Progressive stand danach automa- 
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tisch auf Seite der Sowjetunion. Alles, was nicht in dieses Gut-Bö- | 

se, Nazideutscher-Antifaschist-Schema paßte, wurde in der Regel A “ 

verschwiegen. so. Jahrestag der 

Die Sowjetunion mußte die Hauptlast des Krieges (20 Millio- KEG 
nen Tote) und den Hauptanteil an der militärischen Niederschlagung Deutsch- 
lands tragen. Dieser Fakt wurde zu Recht immer wieder in den Mittelpunkt der 
Darstellungen gerückt. 

Die konkreten gesellschaftlichen Verhältnisse in der SU wurden entweder aus- 
geblendet oder beschönist. Eine Auseinandersetzung mit dem Stalinismus fand bis 
zur Aera Gorbatschow nicht statt - bis dahin wurde der Stalinismus lediglich als ei- 
ne Zeit übertriebenen Personenkultes dargestellt - später, während der Diskussio- 
nen zum /O. Jahrestag der Oktoberrevolution 1987, selbst dies relativiert und Sta- 
lin als der grofle Feldherr (Generalissimus) heroisiert. 

Die Sowjetunion galt nicht nur als Befreierin, sondern darüber hinaus kritiklos 
als das große Vorbild für die Errichtung des „Sozialismus“ auch auf deutschem Bo- 
den. 

Mit dem Ausgang des II. Weltkrieges wurden nach geltender Meinung die Vor- 
aussetzungen für eine neue Phase revolutionärer Veränderungen auf der Welt 
geschaffen. 

« Entstehung des „Sozialistischen Weltsystems“ (Warschauer Vertrag und an- 
dere „sozialistische Staaten“, sprich Staatssysteme unter Führung kommuni- 
stischer, moskautreuer Parteien). 

« antikoloniale Befreiungsbewegung (Solidarität, sprich diplomatische, materiel- 
le und finanzielle Unterstützung von nationalen Befreiungsbewegungen) 

° Aufschwung der revolutionären und progressiven Bewegungen in den kapitali- 
stischen Ländern. 


In diesem Sinne erklären sich alle Darstellungen über den II. Weltkrieg und vor 
allem alle Unterlassungen, die die Entstehung eines zwar parteilichen, aber objek- 
tiven Geschichtsbildes verhindert haben. 

Wenn wir im folgenden unserer Meinung nach frappierende Fehldarstellungen 
der DDR-Geschichtsschreibung stichpunktartig aufzeichnen, dann nicht, weil wir 
den Anteil der SU am Sieg über den deutschen Faschismus relativieren wollen, son- 
dern weil wir glauben, daß eine Trennung zwischen den objektiven Leistungen der 
am Krieg beteiligten Menschen und den subjektiven Intentionen, den machtpoliti- 
schen Interessen der sowjetischen Auflenpolitik notwendig ist. 


Der Krieg gegen die Sowjetunion 
Bei der Schilderung des militärischen Anteils der Sowjetunion an der Nieder- 
ringung des deutschen Faschismus wurden die Geschehnisse vor dem («berfall Na- 
zideutschlands auf die Sowjetunion im Juni 1941 und ihre Folgen in den 
ersten Kriegsmonaten geglittert. Weder war die Rede von der objektiven 
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Schwächung der Roten Armee durch die Liquidation fast des ge- 
samten Führunsskorps im Zuge der „Großen Säuberungen“ in den 
Jahren 1937/38, dem fast die gesamte Generalität und über 30 000 
hal Offiziere zum Opfer gefallen waren, noch von den Nebenbestim- 
mungen des Deutsch-Sowjetischen Nichtangriffsvertrages 1939, der faktisch eine 
Aufteilung des Ostseeraumes in Interessensphären beider Vertragspartner be- 
deutete. Offiziell als diplomatischer Schachzug sowjetischer Auflenpolitik gefeiert, 
der der Sowjetunion noch ein paar Monate des Friedens und der Vorbereitungen 
segen den, alles in allem unvermeidlichen Krieg gegen Deutschland gebracht hät- 
te, bedeutete er tatsächlich die Annexion Ostpolens im Herbst 1939, die Ansgliede- 
rung der baltischen Republiken Estland, Litauen und Lettland, den Überfall auf 
Finnland im Winter 1939/40 (da sonst finnische Kanonen Leningrad hätten errei- 
chen können) und die Hinrichtung polnischer Offiziere in Katyn 1940. 

Verheerend wirkte sich die Rechtfertigungspolitik der Komintern in den Kom- 
munistischen Parteien Europas und bei sympathisierenden AntifaschistInnen aus. 
Wieder und wieder vollzog sie eine taktische Wendung nach der anderen. Konse- 
quenterweise wurde dann natürlich auch die Auslieferung emigrierter deutscher 
AntifaschistInnen an Hitlerdeutschland verschwiegen. 

Die anfänglichen Niederlagen der Roten Armee nach dem 22. Juni 1941 wur- 
den als strategischer Rückzug interpretiert. Der Ignoranz den deutschen Angriffs- 
vorbereitungen gegenüber wurde die Legende vom „heimtückischen Überfall“ auf 
ein friedliebendes, blühendes Land gestellt. 


Bündnis der Sowjetunion mit Großbritannien, Frankreich und den USA 

Bei der Charakterisierung der Antihitlerkoalition ging es der DDR-Geschichts- 
schreibung vorrangig darum, den - während des Krieges unter dem Banner der 
Volksfront vertuschten - Klassencharakter der Auseinandersetzungen darzustel- 
len, sprich, den grundsätzlich antisowjetischen Kurs der Westalliierten schon an 
konkreten Kriesshandlungen zu beweisen. Hervorgehoben wurden deshalb die 
Fehlleistungen der Westalliierten, wie: 


- die Nichtbereitschaft vor 1939 mit der SU Beistandsverträge gegen Deutsch- 
land einzugehen 

« das Hinauszögern der Eröffnung der Westfront 

« die Luftangriffe auf zivile Ziele von Februar bis April 1945, die als militärstra- 
tegisch sinnlos dargestellt wurden. Zweck sollte es gewesen sein, die Infra- 
struktur der von der Roten Armee zu besetzenden Gebiete nachhaltig zu zer- 
stören. 


Weitsehend unterschlagen wurde die militärische und finanzielle Unterstüt- 
zung der SU durch die Westalliierten, auch wenn diese nur 10 % des ver- 
einbarten Bedarfs lieferten. N 
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Widerstand in den von den Nazis besetzten Gebieten Bundesweite 
Organisation 


Für die DDR-Historie war die Triebkraft des Widerstandes der | 

i 8. Mai 1995 

Hafs gegen die Faschisten und die „Liebe zur Sowjetunion“, dm [RAIL 

I i ‚ Dir Befreiung vom 

„Vaterland aller Werktätigen“. Die entscheidende Rolle politisch DEEB ER TG 

organisierter WiderstandskämpferInnen in den Untergrund- und PartisanInnenbe- 

wegungen wurde selbstredend betont, dabei aber die Differenziertheit der in den 

Widerstand einfließenden Strömungen unterdrückt („Führer waren immer die 
Moskau-treuen Kommunisten.“). 

Ideologische Gründe führten dazu, bestimmte Gruppen im Widerstand unter- 
zubewerten. Die Ursachen für die Unterbelichtung von Frauen im Widerstand sind 
in den patriarchalen Rollenmustern, denen Frauen auch im Realsozialismus aus- 
gesetzt waren, zu suchen. Das gängige Bild von der Widerstandskämpferin war das 
der Vertrauten und Helferin ihrer Genossen. Sie vollzog Kurierdienste und ar- 
beitete aufopferungsvoll für die Front - aber in der Etappe. 

Die Rolle, die selbstorganisierte, von regulären Verbänden unabhängige Parti- 
saneneinheiten im Kampf gegen die deutschen Okkupanten und ihre einheimi- 
schen Vasallen spielten, wurde teilweise vertuscht. Seinen Ausdruck fand dies im 
Verschweigen der Ursachen und Umstände z.B. des Bruchs mit Titos Jugoslawien, 
aber auch der verschwiegenen Balkanvereinbarungen zwischen Stalin und 
Churchill’ oder im taktischen Verhalten gegenüber der slowakischen Volksbefrei- 
ungsarmee. 

In ähnlicher Weise wurde der jüdische Widerstand quasi verschwiegen. Tra- 
dierter Antisemitismus in Form eines vulgären Antizionismus mögen hier die Be- 
weggründe gewesen sein. 

In keiner Weise wurde auf die Tatsache eingegangen, daß Teile der Bevölke- 
rung in den von den Deutschen besetzten Gebieten, auch in der SU, mit den Ok- 
kupanten kollaborierten. 


Widerstand in Deutschland und von Deutschen im Ausland 

Es lag im Selbstverständnis der DDR, daß die Einflußnahme des deutschen, na- 
mentlich des kommunistischen Widerstandes überbetont wurde. Die Führer des 
antifaschistischen Deutschland mußten noch im Nachhinein ihre Rolle bei der 
Überwindung des Faschismus herausstreichen, um somit auch von ihrem konkre- 
ten historischen Versagen abzulenken. 


Die Einheits- und Volksfrontpolitik wurde danach generell schon während des 
III. Reiches praktiziert, die Unbestimmtheit der Aussagen der Auslands-KPD- 
Führung zu diesen Komplexen wird verschwiegen, Beschlüsse der Komintern in 
den Darstellungen vordatiert. Die tiefen Klüfte zwischen den Arbeiterparteien wer- 
den verkittet, vorherrschend war das Bild von den sich die Einheit der Arbeiter- 
klasse schwörenden kommunistischen, sozialdemokratischen und christ- 

u lichen Arbeitern in den Folterkellern der Nazis. 


US-amerika- 
nische Trup- 
pen und 
Soldaten der 
Roten Armee 
treffen an der 
Elbe auf- 
einander. 
Damit war 
die militä- 
rische Nieder- 
lage des 
deutschen 
Faschismus 
endgültig 
besiegelt. 
Einige Tage 
später, am 
8. Mai 1945, 
wurde die 
bedingungs- 
lose 
Kapitulation 
bekannt- 
gegeben. 
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Hauptträger der Volksfrontpolitik der KPD in der SU war ab 1943 
das Nationalkomitee Freies Deutschland als Sammlung von vor- 
wiesend Kriegsgefangenen mit dem Ziel der Umschulung und des 
NEE Propagandaeinsatzes an der Front. 

Die antifaschistischen Bestrebungen im westlichen Ausland blieben auf die pro- 
sressiven bürgerlichen VetreterInnen (v.a. künstlerische und wissenschaftliche In- 
tellisenz) beschränkt, der sozialistische und kommunistisch organisierte Wider- 
stand (z.B. Wollenberger in Paris) blieb unerwähnt. In den 80-er Jahren erlebte die 
Würdigung des bis dahin nur randlich erwähnte konservative Widerstandes 
(Kreisauer Kreis) eine Blüte. 

Aus der Klassenanalyse des Faschismus durch die Komintern (NSDAP = Partei 
des Kleinbürgertums) wurde geschlußfolgert, daß die „besten Teile der deutschen 
Arbeiterklasse“ dem Nationalsozialismus nicht anheimgefallen wären, das „besse- 
re Deutschland“ repräsentierten und nur auf die Befreiung durch die SU warteten, 
um danach ein friedliches, demokratisches Deutschland aufzubauen 

Für das tatsächlich vorhandene tiefe Mißtrauen, daß die seit Mitte der dreißi- 
ser Jahre in Moskau weilenden KPD-Kader jedem Ansatz antifaschistischer Akti- 
vität in Deutschland, weil nicht kontrollierbar, entgegenbrachten, stand die Auflö- 
sung der Antifa-Komitees durch die „Moskauer Gruppen“ (Ulbricht & Gen.) im 
Mai/Juni 1945. 


k 
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Fazit undes nelte 

Die DDR-Geschichtsschreibung, die weitgehend identisch mit este 
der der UdSSR war, hatte sich von den Traditionen der internatio- 50. Tea de: 

[ , . A Befreiung vom 
nalen Linken (Internationalismus, weltrevolutionärer Prozeß, ÜRERLTRINTM 
Klassensolidarität) aus der Zeit vor der Degradierung der III. Internationale zum 
Instrument der Stalin’schen Außenpolitik, gelöst. 

Das Agieren der kommunistischen Parteien wurde trotz zahlreicher Wendun- 
gen und Kreisel als das einzig richtige, dazu auch noch wissenschaftlich begrün- 
dete Vorgehen gewertet. Schlimmer noch: alle alternativen Denkansätze wurden, 
immer im Nachhinein, als Abweichungen gebrandmarkt und ihre VertreterInnen 
nicht selten physisch, zumindest aber politisch vernichtet. 

Die herrschende Ideologie war nicht mehr das theoretische Gerüst zur Analyse 
gesellschaftlicher Prozesse, sondern diente ausschließlich zur Zurechtdeutung des 
Bestehenden. Die marxistische Terminologie wurde weitgehend als Hülle miß- 
braucht. Dort, wo eigene Fehler hätten eingestanden werden müssen, wo eine 
sachliche historische Analyse notwendig gewesen wäre, wurde diese durch eine 
schwülstige, irrationale Metaphorik ersetzt. 

Die Herrschenden in den realsozialistischen Ländern sind weder historisch 
noch gesellschaftlich-theoretisch unser Bezugspunkt. Wir halten deshalb eine Aus- 
einandersetzung und eine realistische Sicht auf die negativen Seiten sowjetischer 
Politik vor, während und nach dem II. Weltkrieg für notwendig. Auch die ge- 
schichtsrevisionistische Offensive der BRD-Eliten sollte uns davon nicht abhalten. 


Antifaschistische Aktion Plauen 


Aufgrund organisatorischer Schwierigkeiten und inhaltlich schwerwiegender Widersprüche einiger Mitgliedsgruppen 
zu diesem Text, ist er der einzige, der mit Gruppennamen gekennzeichnet wird, da eine tiefergehende Diskussion zum 
Thema zu diesem Zeitpunkt nicht geleistet werden kann. 


Fußnoten: 


1 Konferenz von Jalta; Treffen Stalins, Churchills (britischer Kanzler) und Roosevelts (US-Präsident) über die Nach- 
kriegsordnung in Europa, Aufteilung Deutschlands und Berlins in 4 Besatzungszonen. 


2 Truman-Doktrin; nach dem US-Präsidenten benannte Politikrichtlinie, nach der sich die gesamte westliche Außen- 
politik gegen die SU zu richten habe und jede Zusammenarbeit einzustellen sei. 


3 Rollback; Zurückrollen des sowjetischen Einflußbereiches in Osteuropa, am Ende Liquidation der kommunistisch 
geführten Volksdemokratien und der SU. 


4 Beiden Vereinbarungen zwischen der SU und Großbritannien über die Nachkriegsordnung auf dem Balkan war un- 
ter anderem die Verteilung der Macht zwischen den kommunistisch-sozialistischen Parteien und den bürgerlichen Par- 
teien in den „demokratisch“ zu wählenden Parlamenten der einzelnen Staaten abgesprochen worden. So wurde eine 
kommunistische Majorität für Rumänien und Bulgarien, eine bürgerliche (70 %) für Griechenland fixiert. Die griechi- 
schen Partisanenverbände, die weite Teile ihrer Heimat befreit hatten, lehnten sich 1945 gegen diese Regelung auf. Es 
kam unter Mithilfe britischer Truppen zur Entwaffnung der PartisanInnen und in der Folge zu einem jah- 
relangen Bürgerkrieg. Die Sowjetunion versagte den griechischen Aufständischen jede Unterstützung. 


Toialitarismus 


Totalitarismus 
lchetegdier Grundlage des staatlichen 
Befreiung vom Anti-Antifaschismus 


Nazi-Faschismus 


Um den 8. Mai 1995, dem 50. Jahrestag der militärischen Niederschlagung des 
Nazi-Faschismus, wird es eine Reihe von hochoffiziellen staatlichen Gedenkfeiern 
geben. Feiern, die vermitteln sollen, daß die BRD keine Probleme mehr mit ihrer 
Vergangenheit hat und sich zudem in einer Widerstandstradition gegen den 
Nationalsozialismus sieht. 


Warum und warum jetzt? 

Ziel seitens herrschender Kreise in der BRD ist es - ähnlich wie im letzten Jahr 
mit dem Gedenken an die „Männer des 20. Juli 1944“ - sich ein antifaschistisches 
Image zu geben. Dies soll vor allem eine außenpolitische Wirkung erzielen; ein 
deutliches Signal muß her - jetzt, da Deutschland „wiedervereinigt‘ wurde -, um 
wieder einen Platz an der Seite der großen imperialistischen Länder im Rahmen 
des europäischen Blocks einzunehmen. Der „Sonderstatus”, hervorgerufen durch 
die eigene Vergangenheit, soll endlich abgestreift werden, um die Profitinteressen 
des deutschen Kapitals nicht nur politisch und ökonomisch durchzusetzen, son- 
dern in letzter Konsequenz auch wieder offen militärisch. 

In der Wirkung nach innen reihen sich diese Feiern ein in eine Politik, die sich 
seit Bestehen der BRD gegen den linken antifaschistischen Widerstand richtet. Die 
plötzliche „antifaschistische Initiative“ des staatlich inszenierten Gedenkens am 
8. Mai soll bewirken, daß linker antifaschistischer Widerstand überflüssig er- 
scheint. 

Derzeitiger Ausdruck der politischen Linie herrschender Politik ist es, auf der 
einen Seite der Opfer des Holocaust zu gedenken und auf der anderen Seite gleich- 
zeitig eine umfassende Umorganisierung der KZ-Gedenkstätten auf dem Boden der 
ehemaligen DDR vorzunehmen. Zweck dieser Initiativen ist die Säuberung des hi- 
storischen Widerstands von „kommunistischen Elementen“. Aktuell geht es darum 
- mit der historischen Umdeutung und Entwertung des kommunistischen Wider- 
stands - dem aktuellen linken/antifaschistischen Widerstand die Legitimation zu 
entziehen. 

Beispielhaft für das „antifaschistische Widerstandsverständnis“ der BRD war 
der Umgang mit dem 50. Jahrestag des Hitler-Attentats vom 20. Juli 1944 im letz- 
ten Jahr. Die „Männer des 20. Juli“ (um Claus Graf Stauffenberg) können zur 
Legitimation einer „sauberen antifaschistischen Tradition“ der BRD jenseits des 
kommunistisch geprägten Antifaschismus, auf den sich beispielsweise die DDR be- 
zog, herhalten. 

Die Sorge der Offiziere um „das deutsche Vaterland“, das „der Führer“ so 
leichtfertig ins Verderben stürzte, das Ziel, mit dem Hitler-Attentat die 
deutsche Vormachtstellung in Europa zu retten, trifft sich mit den neu- 
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erlichen deutschen Hegemonialbestrebungen (Einsatz der Bun- 
deswehr im Ausland). 


Für die Hitler-Attentäter vom 20. Juli 1944 war die Triebfeder 2 Ba ze 


ihres Handelns nicht die Ablehnung des faschistischen Staates, DERBLTENNUrG 
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sondern die Konsequenzen seines Scheiterns. Sie hatten das erklärte Ziel, ein mög- 


liches kommunistisches Deutschland mit Hilfe der West-Alliierten abzuwenden. 


Die Identifikation mit ihnen läuft deshalb nicht Gefahr, Inhalte und Parolen des Wi- 


derstands der ArbeiterInnenbewegung zu transportieren. 

Dementsprechend wurde bei der Verabschiedung der Alliierten aus der BRD 
im letzten Jahr den drei West-Alliierten in erster Linie für den gemeinsamen Sieg 
über den Kommunismus und nicht für die Zerschlagung des Nationalsozialismus 
sedankt. 


Ideologische Grundlage all dieser Politik ist die Totalitarismusthese. 


Zum historischen Hintergrund 

Mit Blick auf die Situation am Ende der Weimarer Republik ist der geflügelte 
Satz „Ist Bonn Weimar?“ bekannt geworden. Gemeint ist damit, 
daß die vermeintlichen Demokraten zwischen den Extremen 
„rechts“ und „links“ aufgerieben worden seien und diese histori- 
sche Konstellation dazu geführt habe, daß sich der Faschismus 
aufschwingen konnte. Die Linke, bzw. die KommunistInnen sol- 
len dafür verantwortlich gemacht werden, daß die Faschisten an 
die Macht gelangen konnten. 

Die Totalitarismusthese beinhaltet aber mehr als nur die Ver- 
kehrung historischer Tatsachen bezüglich der Machtübertra- 
gung auf die Faschisten im Januar 1933. Bezogen auf die Gegen- 
wart bedeutet das beispielsweise nichts anderes, als daß Rechte 
und Linke - als „extremistische Gewalttäter“ etikettiert - ineinen 
Topf geworfen werden und den Linken letztendlich die Schuld 
am (erstarkenden) Rechtsextremismus gegeben werden soll. 

Zentraler Inhalt dieser „Analyse“ ist das Gleichsetzen fa- Br 
schistischer und sozialistischer Systeme. Die Totalitarismusthese fr ast damit nicht 
nach dem gesellschaftlichen und sozialen Inhalt und den Zielen politischer Systeme 
oder der Motivation des Handelns gesellschaftlicher Klassen, sondern bleibt bei der 
Untersuchung der Formen - zumeist der der Unterdrückung/Repression - stehen. 

Frei nach dem Motto: Faschisten gehen gewaltsam gegen den Staat vor, Linke 
sind auch militant und gegen den imperialistischen Staat, das ist dann wohl das 
Gleiche. 

Die Totalitarismusthese ist immer wieder die ideologische Grundlage der Be- 
urteilung historischer Ereignisse nach der Frage der Gewalt (der gegenüber dem 


Staat) und nicht nach den Inhalten. Sie verhindert somit eine tatsächliche 
Analyse. 


Oben: 


SPD-Wahl- 
Plakat von 
1924 aus 
Hamburg. 
$chon hier 
finden sich 
die Elemente 
des Totali- 
tarismus 


Rechts: 
SPD-Plakat 
von 1932 im 
Zusammen- 

hang mit der 
„Eisernen 
Front“. 
Gleichsetzung 
von 
Kommunist- 
Innen und 
Nazis. 
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| Die Wurzeln dieser „Theorie“ liegen bereits in den zwanziger Jah- 
Organliation ren dieses Jahrhunderts. Mit dem Aufkommen des Faschismus und 


50. ag der der Entwicklung der Sozialdemokratie von einer grundsätzlich sy- 


Nazi-Faschismus stemoppositionellen Partei hin zu einer staatstragenden entstand 
sie in enger Beziehung. Totalitarismustheorie ist nichts anderes als die staatstra- 
sende Ideologie, die sich mit der Änderung der Rolle der Sozialdemokratie ent- 
wickelte, nämlich vor dem „Dilemma“ zu stehen, mit einer linken revolutionären 
Opposition konfrontiert zu sein, ohne aber gleichzeitig offen antisozialistisch (an- 
tikommunistisch) auftreten zu können, weil die eigene Basis sich weitgehend am 
Sozialismus orientierte. 

Historisch diente diese ideologische Grundlage vor allem in der Praxis dazu, den 
kommunistischen Widerstand zu bekämpfen. Entsprechend der Zuspitzung der 
Verhältnisse am Ende der Weimarer Republik erlebte die These des Totalitarismus 
dort ihre Blütezeit. Vor allem für die opportunistische Politik der sozialdemokrati- 
schen Führung Ende der 20er/Anfang der 30er gegen- 
über den Kräften des reaktionären und später faschisti- 
schen Blocks im Parlament war diese Ideologie die einzi- 
ge Möglichkeit, das eigene Handeln des Zögerns und des 
teilweisen Andienens zu rechtfertigen, dabei aber gleich- 
zeitig eine antifaschistische Haltung (an die Basis) 
weiterzuvermitteln. Besonders in der praktischen (Ein- 
heitsfront/antifaschistischen) Politik fanden sich heftige 
Ausprägungen dieser SPD-politischen Linie wieder. Ge- 
rade in der ihr nahestehenden antifaschistischen Kampf- 
organisation „Eiserne Front“ trieb die Ideologie des To- 
talitarismus zum Teil absurd anmutende Blüten. Die „Ei- 
serne Front“ verstand sich auch programmatisch als an- 
ti-faschistisch, aber gleichzeitig als anti-kommunistisch. 


Perlre te wien ben den Dunn“ 


wo ie Kind has Eisele uud Ürrehäber ummubelit und ammrruidbe um mu 
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Antikommunistischer Konsens 

Die Totalitarismusthese spielte im Nationalsozialismus als Staatsdoktrin keine 
Rolle, weil ein wesentlicher Grundpfeiler faschistischer Ideologie und Praxis der of- 
fene Antikommunismus/Antimarxismus und Antiliberalismus ist. 

Zur Zeit des Nazi-Faschismus erwies sich die Ideologie des Totalitarismus auf 
Seiten der Sozialdemokratie insofern als folgenschwer, als ein Zusammenkommen 
der beiden Flügel der ArbeiterInnenbewegung (SPD-orientierte und KPD-orien- 
tierte) eben auf Seiten der SPD dadurch gehemmt wurde. 


Nach 1945 
Nach der militärischen Niederschlagung des Nationalsozialismus reihte sich 


die BRD binnen kürzester Zeit in den Westblock ein und galt - schon auf- 
srund ihrer Spaltung - als Symbol des „Kalten Krieges“. 
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Totalilarismus 


Grundlage der Position der BRD zum „Kalten Krieg“ bildete I katlon | 
der Antikommunismus. Aber nicht nur ideologisch wurde dieser 
zentrale Inhalt aus den zwölf Jahren Faschismus in Deutschland 
weitergetragen - heute wissen wir, daß eine systematische Entna- 
zifizierung nicht stattgefunden hat. Im Gegenteil. (siehe Text zur personellen und 
strukturellen Kontinuität des „III. Reiches“ und der BRD, S. 6 ff.) 

Praktischer Ausdruck und vorläufiger Höhepunkt des Antikommunismus war 
das Verbot der KPD 1956. Antikommunismus wurde Staatsdoktrin - nach innen 
und nach außen. 


8. . Mai 1995 
50. Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


nl Als 1967 mit der Diskussion um Notstandsge- 
setze und der Bildung der großen Koalition 
die Neue Linke entstand, wurde die Totalita- 
@| rismusthese wieder „hoffähig“. Wieder war 
die Sozialdemokratie mit einer linken starken 
| Opposition konfrontiert, nur blieb diesmal die 
| Attackierung der radikalen Linken mittels la- 
tentem Antikommunismus durch die Totalita- 
rismusthese nicht bei PolitikerInnen stehen. 
Schützenhilfe bekam die „Politik der Mitte“ 

- =] durch PolitologInnen und Sozialwissen- 
TEN wie dem linksliberalen Jürgen Habermas, der damals den Terminus 
des „Linksfaschismus“ prägte, als er sich in einer Kritik der militanten Aktionsfor- 
men der Neuen Linken versuchte. 


Alle Weue des Marxismus 
führen, nach Moskaul 


We FÜCH 
GEGEN DIE 
BIKER AN RATE GEFAHR 


Und heute - alles drängelt sich in der Mitte 

Abgesehen von der Tatsache, daß der Antikommunismus der BRD immer wie- 
der Anknüpfungspunkt für rechte Kräfte war, widerspricht dieser eben auch nicht 
der sozialdemokratischen „Sicht der Welt“, der Totalitarismusthese. 

Ziel war und ist es immer, sich selbst als Opfer der Verhältnisse hinzustellen, als 
Opfer in der Mitte, das von beiden Seiten - rechts wie links - bedroht wird. 

Die tatsächliche Praxis der „Parteien der Mitte“ läßt diese These in einem an- 
deren Licht erscheinen. Unumwunden wird oftmals zugegeben, daß faschistische 
Parteien die Funktion erfüllen, reaktionäre Forderungen in die gesellschaftliche 
Diskussion zu tragen, damit sie nach einer gewissen Zeit von den etablierten Par- 
teien aufgegriffen und durchgesetzt werden können. Abgesehen von der personel- 
len Verflechtung offener Rechter - beispielsweise mit dem Apparat der Polizei und 
der Sicherheitsorgane - haben die Republikaner hinsichtlich der Änderung der 
Asylgesetzgebung (Artikel 16 GG) ihren Dienst als Vorreiter erfüllt. Ihre Position 
ist von CDU/CSU, SPD und FDP modernisiert und umgesetzt worden. Damit sind 
die Republikaner zunächst überflüssig worden. So zitierte die Frankfurter Rund- 
schau in ihrer Ausgabe vom 27. September 1994 eine Äußerung von 

SPD-Bundesgeschäftsführer Günther Verheugen zur bayerischen Land- 


Verzichtiist Verrat 


[sagte selbst Brandi—1962 ] 


Links: CDU- 
Plakat 
Anfang der 
50er Jahre. 
Ungebrochen 
ging der 
offene Anti- 
Kommunis- 
mus der kon- 
servativen 
Kräfte weiter. 


Rechts: 
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nismus. 
Plakat der 
NPD aus den 
60ern. 


Totalitarismus 


u de weite: tagswahl: „Die Niederlage der rechtsextremen Republikaner 
Wr ar Fa (3,9%) sei das Ergebnis der Asylgesetzgebung des Bundestages; 
nel ‘damit sei den Republikanern der Resonanzboden entzogen’ 


Befreiung vom 
mem worden“. 


Verschleierung durch Gleichsetzung 

Die Umsetzung faschistischer Forderungen durch die Politik der parlamentari- 
schen Demokratie soll propagandistisch durch die Gleichsetzung von Sozialismus 
und Faschismus verschleiert werden. 

Gerade Veröffentlichungen des Staatsschutzes geben Aufschluß über die öf- 
fentliche Linie, die dann Grundlage der innenpolitischen Sicherheitspolitik ist. So 
wird behauptet, daß eine antifaschistische Ideologie „... die instrumentelle Paral- 
lelität roter, brauner und schwarzer Diktaturen (...) übertüncht“ (Texte zur Inne- 
ren Sicherheit, „Bedeutung und Funktion des Antifaschismus‘, Bundesministeri- 


um des Inneren, 1990). 

Das ist das tagtägliche Rüstzeug des Geschichtsrevisionismus - die umfassen- 
de Umdeutung der Geschichte. In Parlament, Medien und dem Apparat der „Inne- 
ren Sicherheit“ wird Schritt für Schritt daran gearbeitet, die Idee/politische Per- 
spektive, daß es überhaupt eine sesellschaftliche Alternative zum kapitalistischen 
System gibt bzw. geben kann, vernichtet. 

Das Aufräumen mit dem historischen Antifaschismus, das mit dem „Historiker- 
streit“ in die offensive Phase trat (1986 eröffnet durch Ernst Nolte), hat zur Folge, 
daß eine Geschichtsbetrachtung einsetzt, die mit „antifaschistischen Vorhaltungen“ 
ein für alle mal Schluß machen will. (siehe Text zum „Historikerstreit“, S. 29 ff.) 

Für die angestrebte gewichtige Rolle der BRD in der „Neuen Weltordnung“ be- 
darf es eben einer Reinigung der weißen Weste von den unschönen braunen 
Flecken ihrer nationalsozialistischen Vergangenheit. 

Dieses Vorgehen dient gleichsam dazu, sesenwärtigen radikal-antifaschisti- 
schen Initiativen den Boden zu entziehen, die die historische und aktuelle Interes- 
sengemeinschaft von Kapital und Faschismus aufzeigen und die Überwindung des 
Faschismus nur in der Überwindung der kapitalistischen, patriarchalen und rassi- 
stischen Gesellschaftsordnung gewährleistet sehen. 

Bereits 1988 brachte es der damalige Bundesinnenminister Friedrich Zimmer- 
mann auf den Punkt: „Antifaschismus ist ein politischer Kampfbegriff, den vor al- 
lem Kommunisten verwenden“ (Süddeutsche Zeitung 18.11.’88). 


Interessengemeinschaft 

Die Interessen von faschistischen Kreisen und staatstragender Politik werden 
im Vorgehen gegen AntifaschistInnen faktisch zur einenden Kampagne. Die antı- 
antifaschistische Praxis der militanten Faschisten erscheint jedoch im Vergleich 


zur anti-antifaschistischen Propaganda und Praxis des Staates als gera- 
dezu lächerlich. 


Toialifarismus 


Warum im Bereich des Antifaschismus von Staatsschutzseite | 
der neue Hauptfeind ausgemacht wird, erklärt sich auch aus der an 
Charakterisierung antifaschistischer Politik, wie sie zum Beispel [KIENETEIKE: 


, : : ” Befreiung vom 
Joachim Bloch, Direktor beim Bundesamt für Verfassungsschutz, REBBZRÜHTTT 


vornimmt. Er zählt folgende Merkmale auf: 
« „Antifaschismus als Mittel zur Diffamierung der Bundesrepublik Deutschland, 
die in die Nähe des nationalsozialistischen Unrechtsstaates gerückt wird. 
« Antifaschismus als Grundlage für kommunistische Bündnispolitik, als Volksfrontkitt. 
« Antifaschismus als Element der kommunistischen Machteroberung.“ 
Logisches Resümee für Bloch: „Freiheitliche Demokratie ist keine ‘Antifa- 
schistische Demokratie’“ (Texte zur Inneren Sicherheit, „Bedeutung und Funkti- 
on des Antifaschismus“, Bundesministerium des Inneren, 1990). 
In der Praxis angeandt dient diese Argumentation dazu, das tägliche Vorgehen 
gegen AntifaschistInnen auf allen Ebenen zu legitimieren und Repression gegen 
emanzipatorische Kräfte zu rechtfertigen. 


Anti-Antifaschismus pur 


Setzten die Neofaschisten und Konservativen also zunächst mit ihrer ersten einen- 
den Kampagne des Geschichtsrevisionismus (mit der „Auschwitzlüge“) einen gesell- 
schaftlichen Diskussionspunkt, so haben sie mit ihrer zweiten Kampagne - der des An- 
ti-Antifaschismus - voll ins Schwarze des staatstragenden Zeitgeistes getroffen. Mit 
dem Schwung der sogenannten Wiedervereinigung - seit der endgültig alle Deutschen 
zu Opfern des Totalitarismus erklärt werden können - soll mit einem Handstreich der 
Antifaschismus aus dem gesellschaftsliechen Bewußtsein eleminiert werden. 


Abschluß 


Am Vorgehen gegen den Antifaschismus läßt sich unter anderem der Charak- 
ter dieses Systems erkennen, dem an seiner Selbsterhaltung und an der Behaup- 
tung seines Gewaltmonopols gelegen ist: Es versucht sich der linken Opposition zu 
„entledigen“, die sich bemüht, in Zeiten der Atomisierung und Orientierungslosig- 
keit der Linken eine Neukonstituierung in Gang zu setzen, die sich nicht auf die 
staatlich vorgegebenen „Spielregeln“ einläßt, die vielmehr den Zusammenhang 
von Faschismus und Kapital benennt und angeht. 

Spätestens seit der Annexion der DDR durch die BRD soilen Ideologie und Pra- 
xis des staatlichen Anti-Antifaschismus zur umfassenden Diskreditierung und letzt- 
lich der Vernichtung des Antifaschismus dienen. War es in den 50er und 60er Jah- 
ren die Kommunisten-Hetze (Verbot der KPD), war es in den 70er und 80er Jahren 
die Terroristen-Hetze (Deutscher Herbst ‘77), so scheint sich in den 90er Jahren die 
Antifaschisten-Hetze als Nachfolge durchzusetzen. Damit soll der Bereich der Lin- 
ken zerschlagen werden, in dem sich gegenwärtig die Gegnerschaft zum System 
am stärksten artikuliert und durch den Bündnisse bis hin zum bürgerli- 
chen Lager geschlossen werden können. 


Rechts: 

Ziel des 
„Historiker- 
streits“: 
Aufräumen 
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Befreiung vom 


Nazi-Faschismus Die Weißwaschung der deutschen Geschichte 


Vorgeschichte 

Die 50er und 60er Jahre waren geprägt vom „großen Frieden mit den Tätern“: 
Über die Verbrechen der NS-Zeit wurde nicht debattiert, NS-Täter wurden selbst in 
ranshöchsten Positionen der Gesellschaft und Politik toleriert - beispielsweise der 
berüchtiste Globke, Kommentator der Nürnberger „Blutschutzgesetze“ und 1953- 
1963 Kanzleramtsminister unter Adenauer. Wer in der NS-Zeit verfolgt worden 
war, sah sich deswegen sogar Vorwürfen ausgesetzt: mensch denke nur an die Vor- 
haltunsen, die Willy Brandt in Wahlkämpfen der 60er Jahre (auch von Konrad 
Adenauers) wegen seines Exils in Norwegen gemacht worden sind. 

Erst mit der 68er Revolte wurde der über die NS-Zeit gebreitete Mantel wegge- 
zogen: Die Revolte der 68er Jugendlichen und StudentInnen wurde serade auch 
motiviert durch den Ekel vor der Verlogenheit der „Auschwitz-Generation“ der ei- 
senen Eltern, die jede Verantwortung weit von sich schob. Eine Diskussion ent- 
brannte über die personelle und strukturelle Kontinuität zwischen NS-Reich und 
BRD - etwa am Beispiel des KZ-Architekten im Bundespräsidentenamt, Heinrich 
Lübke. Im Zuge der Modernisierung des bundesdeutschen Herrschaftsapparats, 
die durch die Revolte ausgelöst wurde, wurde der „Exilant“ Willy Brandt Bundes- 
kanzler: in diese Zeit fiel der Kniefall von Warschau als symbolisches Bekenntnis 
zur deutschen Schuld - wobei diese Symbole sich freilich im Rahmen der „Neuen 
Ostpolitik“ auch funktional in die damals neue Strategie der „friedlichen“ wirt- 
schaftlichen Durchdringung des Ostblocks einfügten. Doch schon nach wenigen 
Jahren wurde der „Exilant“ abgelöst vom Wehrmachts-Offizier Helmut Schmidt, 
statt „Reformen“ und Modernisierung war Restauration angesagt; im „Deutschen 
Herbst“ 1977 war es schließlich unmög- 
lich geworden, über die verbrecherische 
Nazi-Vergangenheit eines hohen Reprä- 
sentanten wie Hanns-Martin Schleyer zu 
reden (einst SS-Statthalter in Prag und 
NS-Industrieführer, zum Zeitpunkt seiner 
Entführung durch die RAF Chef der deut- 
schen Arbeitgeberverbände). Doch die 
70er Jahre waren auch die Zeit der Bürge- 
rInneninitiativen; in den 70ern und 80ern 
bildeten sich in vielen, auch kleinen, 
Städten Initiativen und Geschichtswerk- 
stätten, die die NS-Vergangenheit an 
ihrem jeweiligen Ort aufrollten. 


„Historikersireif“ 


Ausgangslage \ 

Aus Sicht der reaktionären Kräfte stellte sich die Aufgabe, die- | 
se Entwicklung zurückzudrehen: ein „richtiger“ Nationalismus Bo jahres gen 
kann nur gedeihen, wo „Stolz auf die eigene Nation“ nicht durch DEZE 
lästige dunkle Flecken in deren Geschichte behindert wird. Ihn benötigten sie je- 
doch, um ihre Ziele durchzusetzen: (Wieder-)Aufstieg Deutschlands zur Groß- 
macht; Zurückdrängung der Ergebnisse des II. Weltkrieges wie beispielsweise: 
deutsche Zweistaatlichkeit (plus Verlust der ehemaligen Ostgebiete), Verbot eige- 
ner A-Waffen, „fehlende Souveränität“. Jeder Versuch eines Neuentfachens „deut- 
schen Nationalstolzes“, der gegebenenfalls dazu bereit war, „deutsche Interessen“ 
mit der Waffe in der Hand zu verteidigen, drängte damit zwingend dazu, die deut- 
schen Verbrechen der NS-Aera - insbesondere die historisch einmalige Massen- 
vernichtung der europäischen Juden und Jüdinnen - entweder zu leugnen oder zu 
verharmlosen, zu relativieren, gegen „fremde“ Verbrechen aufzurechnen (mit dem 
Ziel, sich gegenseitig freizusprechen). „Niemals werden die Deutschen den Juden 
Auschwitz verzeihen.“ 


„Aera Kohl“: Vorstöße zur Nationalisierung bundesdeutscher Politik 
Schon kurz nach Ablösung der sozialliberalen Koalition in Bonn 1982 durch 
die „Aera Kohl“ setzten daher Bestrebungen ein, die auf eine Neudefinition der 
deutschen Geschichte zwecks Ermöglichung eines neuen deutschen Nationalstol- 
zes hinarbeiteten. Auf anderen Politikgebieten, wo eine reaktionäre „Wende“ er- 
wartet worden war, wahrte die CDU/CSU/F.D.P.-Koalition weitgehende Konti- 
nuität zur vorangegangenen SPD/F.D.P.-Koalition; beispielsweise wurde die sozi- 
alliberale „Entspannungspolitik“ als Mischung aus militärischer Aufrüstung und 
Handel zwecks ökonomischer Durchdringung des sowjetischen Blocks weitge- 
hend fortgesetzt und nicht durch eine rein konfrontative Politik ersetzt. Auf dem 
Gebiet der (National-) Ideologie jedoch setzt(e) die „Aera Kohl“ neue Marksteine. 
In dieser Zeit formulierte Kohl den Satz von der „Gnade der späten Geburt“, der 
Kritik am Wegsehen und Mitmachen großer Teile der deutschen Gesellschaft im 
Nationalsozialismus als Arroganz der Spätergeborenen abtut. 


Schwächen der Reaktion der Linken 

Diese einschneidenden Veränderungen der „Aera Kohl“ wurden von sroße 
Teilen der Linken in den Anfangsjahren völlig ungenügend wahrgenommen, daher 
auch nicht bekämpft. Dies hatte mehrere Gründe: Der größte Teil der Linken hielt 
deutschnationale und revanchistische Bestrebungen für anachronistisch, rück- 
wärtsgewandt und mangels Realitätstauglichkeit für ungefährlich; vermeintlich 
setzte das herrschende Lager ganz auf die EG-Integration und hatte die „Wieder- 
vereinigung“ angeblich längst aufgegeben. Darüberhinaus blickte ein bedeutender 


Teil der Linken ganz auf die USA als „Hauptfeind“ und hielt den deut- 
schen Imperialismus nur noch für dessen „Marionette“. Deutschnationa- 
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7% ]e Bestrebungen im herrschenden Lager wurden kaum beachtet. 
Schließlich war das bisher fortschrittliche Lager großenteils in ei- 
ner diffusen, politisch überwiegend unbewußten Massenbewe- 
sung aufgegangen, der Friedensbewegung, in der große Teile das 
eisene Land nur mehr als „Schlachtfeld Deutschland“ und als „ Geisel der Super- 
mächte“ (bzw. der USA) wahrnahmen. Aus Angst um die eigene Vernichtung wur- 
de die aggressive Politik des eigenen Landes (etwa Atomwaffenexporte nach Süd- 
afrika, Brasilien oder Giftgas an den Irak) verharmlost oder „vergessen“; Nationa- 
lismus wurde kaum kritisiert. In der rechtskonservativen bis rechtsextremen Zeit- 
schrift „Criticon“ freuten sich 1984/85 Autoren über die „Wiederbelebung der 
deutschen Frage“ durch die Friedensbewegung; diese könne zwar nicht die richti- 
sen Antworten geben, stelle aber die richtigen Fragen (angebliche Unterdrückung 
durch die USA). 


eu Mai 1995 
50. Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


Bitburg und der 8. Mai 1985 

Zum 1. Mai 1985 hatte sich US-Präsident Ronald Reagan für einen Staatsbe- 
such angesagt. Spätestens hier blamierten sich alle, die meinten, die BRD sei nur 
eine ohnmächtige Marionette des US-Imperialismus. Ursprünglich wollte Ronald 
Reagan auf seiner Visite das ehemalige KZ Dachau besuchen, die deutsche Bun- 
desregierung war jedoch dagegen. Stattdessen forderte Kanzler Kohl den US-Prä- 
sidenten brieflich auf, mit ihm am 5. Mai den deutschen Soldatenfriedhof in Bit- 
burg zu besuchen, wo auch SS-Angehörige begraben liegen. 

Der innenpolitische Schaden für die US-Regierung war beträchtlich: 260 von 
436 Kongreßabgeordneten, die einen Protestbrief unterschrieben, 53 von 100 US- 
Senatoren sowie 52 % der US-Bevölkerung waren gegen den Besuch in Bitburg - 
die deutsche Bundesregierung bestand darauf; die „New York Times“ schrieb, Rea- 
san gehe nur nach Bitburg, „weil Kohl dies will“. Alfred Dregger, Chef der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, griff in einem Brief die 53 US-Senatoren scharf an; 
ihre Kritik am Bitburg-Besuch empfinde er als Beleidigung seines 1944 an der Ost- 
front gefallenen Bruders und dessen Kameraden. Das deutsche Magazin „Quick“ 
veröffentlichte einen antisemitischen Kommentar, in dem über den „Einfluß des 
amerikanischen Judentums auf die Medien“ schwadroniert wurde. In Bitburg 
Beet schließlich Mitglieder jüdischer Gruppen, um einen Polizeieinsatz zu 
] provozieren, dessen Bilder um die 
il Welt gehen würden - ohne den Groß- 
= | teil der westdeutschen Linken. 

Es folgte der 8. Mai 1985. Die Son- 
»4| dersitzung des Bundestages war im 

| Vorfeld stark umstritten; Alfred Dreg- 
“| ser kommentierte zum Sinn des 


8. Mai: „Katastrophen kann 23 


man nicht feiern.“ Bundes- 


„Hisforikerstreii“ 


präsident Richard von Weizsäcker hielt seine vielzitierte 8. Mai-Re- unde 
de. Die Wogen von Bitburg mußten geglättet werden: Die Rede 
zählte am Anfang alle Opfergruppen der nationalsozialistischen Bo /ohrestayldes 
Verfolgung auf: Juden und Jüdinnen, KommunistInnen, Homose- Krk 
xuelle, Sinti und Roma. 

1986 hielt der grüne Bundestagsabgeordnete Jürgen Reents dieselbe Rede mit 
dem gleichen Wortlaut vor dem Plenum des Bundestages, ohne allerdings vorher 
anzumerken, daß es sich um die Weizsäcker-Rede von damals handelte: „Wir ge- 
denken heute der Juden... der Kommunisten...“ Bei der Aufzählung jeder Opfer- 
gruppe erntete er von den Bänken der CDU/CSU Hohngelächter und Zwi- 
schenrufe im dumpfesten Stammtischton („Na klar, auch die Schwulen! Fehlen 
nur noch die Kommunisten... !). 

Im Mai 1986 berichtete die rechtsradikale Zeitschrift „Deutschland in Ge- 
schichte und Gegenwart“ aus dem berüchtigten Grabert-Verlag: „Union rückt von 
Weizsäcker-Rede ab: ...Überraschend hat die CDU/CSU-Fraktion in Bonn sich 
geweigert, diese Rede entgegen früheren Absprachen zur Grundlage für eine 
gemeinsame Bonner Entschließung für ein Bonner Ehrenmal für die Opfer der 
NS-Gewaltherrschaft’ anzunehmen. An bayerischen Schulen soll die Weiz- 
säcker-Rede nicht mehr verbreitet werden dürfen.“ 


1986: „Historikerstreit“ 

Im Jahr 1986 stand der Frankfurter Intendant Günther Rühle (seine Entschei- 
dung für das Fassbinder-Stück „Der Müll, die Stadt und der Tod“ rechtfertigend, 
dessen Hauptfigur der raffgierige „reiche Jude“ ist) vor Gericht wegen des Aus- 
spruchs: „Die Schonzeit für Juden ist vorbei.“ Diese Äußerung beschreibt das ge- 
sellschaftliche Klima treffend: die Schonzeit war vorbei; der Boden war bereitet für 
einen großsen Vorstoß. Dieser kam in Gestalt des sogenannten Historikerstreits. 
Schlüsselfiguren desselben waren neben dem hinlänglich bekannten Berliner Pro- 
fessor Ernst Nolte auch der Historiker und Kohl-Berater Michael Stürmer sowie 
Redakteure der (Regierung und Wirtschaft eng verbundenen) „Frankfurter Allge- 
meinen Zeitung“ (FAZ). 

Dass der „Historikerstreit“ als Kampagne konservativer Historiker und politi- 
scher Kräfte geplant und organisiert war, zeigt, daß bereits im Frühjahr 1986 von 
dem Historiker Andreas Hillgruber - enger Verbündeter von Nolte, Stürmer und 
Co. - eine Aufsatzsammlung in Buchform erschienen war, die sich genau den im 
„Historikerstreit“ grundlegenden Themen und Fragen widmet. Das Machwerk 
trägt den bezeichnenden Titel „Zweierlei Untergang. Die Zerschlagung des Deut- 
schen Reiches und das Ende des europäischen Judentums“ - an der Formulie- 
rung sind klare Prioritäten zu erkennen. Ein wenig später publizierte die „FAZ“ ei- 
nen Text des Historikers Ernst Nolte.' Kern des Nolte-Artikels war die in Frageform 

verkleidete Behauptung: „Vollbrachten die Nationalsozialisten, voll- 
Eu brachte Hitler eine ‘asiatische’ Tat vielleicht nur deshalb, weil sie sich 


Bm 
j 


„Historikersireil“ 


ELLLLY und ihresgleichen als potentielle oder wirkliche Opfer einer 
a ae asiatischen’ Tat betrachteten? War nicht der Archipel ‘'GULag’’ 
KRONE ursprünglicher als Auschwitz?“ Die Vernichtung der europäl- 
Befreiung vom° en : ne : 

ae schen Juden sei nämlich „mit alleiniger Ausnahme des technischen 
Vorgangs der Vergasung“ nichts anderes als das, was die Russische Revolution 
vollbracht habe: der „Klassenmord“ der Bolschewiki, so Nolte, sei dem „Rassen- 
mord“ der Nationalsozialisten vorausgegangen. „Die sogenannte (!) Vernichtung 
der Juden während des Dritten Reiches war eine Reaktion oder eine verzerrte 
Kopie, aber nicht ein einmaliger Vorgang oder ein Original.“ Die Nazis hätten 
nur aus Angst, der Vernichtung durch den sowjetischen („asiatischen“) Bolsche- 
wismus anheimzufallen, als Reaktion darauf den Holocaust begangen - das nann- 
te Ernst Nolte den „Weltbürgerkrieg“. (Eine Gleichung, die überhaupt nur dann 


Sinn macht, wenn man den „Bolschewismus“ als Werk der Juden betrachtet.) 


! 


Gegen Kritik an seinen Thesen sprang Nolte der „FAZ“-Herausgeber Joachim 
Fest zur Seite. Fest ist Autor des (1973, unmittelbar vor seinem Eintritt in die 
„FAZ“-Redaktion, erschienenen) Buches „Hitler, eine Karriere“ und damit des 
gleichnamigen Filmes. Darin schreibt er: „Wenn Hitler Ende 1938 einem Attentat 
zum Opfer gefallen wäre, würden nur wenige zögern, ihn einen der größten 
Staatsmänner der Deutschen, vielleicht den Vollender ihrer Geschichte, zu nen- 
nen. “Joachim Fest schrieb nun anläßlich des „Historikerstreits“ in der „FAZ“ "zur 
Verteidigung der Nolte-Thesen, Hitlers „Ausrotfungskomplexe“ hätten einen „rea- 
len Hintergrund“ gehabt, da „unter denen, die der schon bald in Chaos und 
Schrecken auslaufenden Münchener Räterepublik vorgestanden hatten, nicht 
wenige Juden gewesen waren“. Kurz zuvor hatte „FAZ“-Redakteur Günter Gilles- 
sen darüber schwadroniert, ob nicht Hitler mit dem Überfall auf die Sowjetunion 
1941 nur knapp einem sowjetischen Angriff zuvorgekommen sei‘. 


Die Gegenposition zu Nolte, Stürmer, Fest & Co. bezog im „Historikerstreit“ 
1986 der linksliberale Sozialwissenschaftler Jürgen Habermas in der Wochenzei- 
tung „Die Zeit“ 5. Er verteidigte in seiner Argumentation den „Verfassungspatrio- 
tismus“, also eine Identifikation mit dem Staat nicht über Nation und Ethnie, son- 
dern über die Verfassung und ihre Grundrechte, und gab dies als bisherigen bun- 
desdeutschen Grundkonsens aus, den nun Nolte & Co. nach rechts hin verlassen 
hätten. Ein verhängnisvoller Irrtum: weder gab es einen solchen Grundkonsens - 
bis in die 70er Jahre hinein war unbestrittener politischer und juristischer Kon- 
sens, daß die BRD Nachfolgestaat des Deutschen Reiches mit Anrecht auf die Gren- 
zen von 1937 und die „deutschen Ostgebiete“ sei. Noch waren es Nolte und Co., 
die, wie Habermas 1986 glaubte, sich in einer Randposition isolierten. Und was, 
wenn - wie 1989/90 geschehen - das Grundgesetz mit seiner Wiedervereini- 


Sungspräambel selbst die Grundlage für eine neue, von (fast) allen politi- alle 


schen Parteien getragene, Nationalstaatlichkeit abgeben würde? 


„Historikersireif“ 


Auf die Entwicklung seit dem „Historikerstreit‘“ 1986 
nur ein paar Schlaglichter: nn; 
” Bus. Mai 1995 
- Im November 1988 führte Bundestagspräsident Philipp Jennin- Do ialrestag u 
ger (CDU) auf einer Bundestagssitzung zum 50. Jahrestag der KEREERINUTG 
„Reichskristallnacht“ aus: „Die Jahre von 1933 bis 1938 sind selbst bei distan- 
zierter Rückschau und in Kenntnis des Folgenden ein Faszinosum“ „Vollbe- 
schäftigung“, „Wohlstand“, „staunenerregende Erfolge“, „es herrschte Selbst- 
vertrauen“. Wir Deutschen sollten „unsere Vergangenheit als Teil unserer 
Idendität als Deutsche annehmen“, denn „dies allein verheißt uns Befreiung 


von der Last der Geschichte.“ 


1989 schwadronierte Hans „Johnny“ Klein (CSU) in einem Interview in „Quick“: 
„Die Waften-SS war doch eine kämpfende Truppe, keine Verbrecher. Die 
glaubten, ihr Vaterland verteidigen zu müssen. Das alles wurde jüngeren 
Generationen nicht vermittelt. Und das alles hat dazu geführt, daß wir unver- 
söhnt mit unseren Toten leben. Das verträgt ein Volk nur schwer.“ Es gab ei- 
nen kleinen Skandal; die SPD stellte daraufhin im Bundestag den Antrag, das 
Nürnberger Urteil von 1946/47 zu bestätigen, wonach die SS und Waffen-SS 
verbrecherische Organisationen sind. Dieser Antrag wurde schon in den Reihen 
der SPD-Fraktion - wo auch ehemalige SS-Männer sitzen, wie der Dortmunder 
Oberbürgermeister Samtlebe - verwässert: nunmehr sollte nur bestätigt wer- 
den, „Einheiten der SS und Waffen-SS“ seien verbrecherisch gewesen. Die ge- 
samte CDU/CSU-Fraktion und die F.D.P.-Fraktion bis auf fünf Abgeordnete 
stimmten diesem bescheidenen Antrag nicht zu. D.h.: die Mehrheit des Bundes- 
tages lehnte es ab, das Nürnberger Urteil über die SS zu bestätigen. 


- Der Niedergang der DDR 1989 brachte eine neue Qualität des Geschichtsrevi- 
sionismus mit sich, da nunmehr „Aufarbeitung der zweiten deutschen Dikta- 
fur“ proklamiert und diese dazu benutzt wird, die Verbrechen des Nationalso- 
zialismus zu relativieren. Ein ostdeutscher Schriftsteller entdeckt in den Stasi- 
Akten ein „Auschwitz in den Seelen“, und allgemein wird der Anschein erweckt, 
es mache einen geringen Unterschied, ob 200 DDR-Bürger an der Staatsgrenze 
erschossen wurden oder 6 Millionen jüdische und andere Menschen einer indu- 
striellen Vernichtung unterzogen worden sind. KZ-Gedenkstätten der Ex-DDR 
wie Buchenwald werden umgebaut, um nun auch der „Verbrechen an Deut- 
schen“ nach 1945 zu gedenken - wobei zumindest ein Teil der damals Inter- 
nierten aktive Nazi-Täter waren. 


- Im Oktober 1992 wollte der Staatssekretär im Wirtschaftsministerium, Erich 
Riedl (CSU; geistiger Urheber der „asylantenfreien Zone im Münchener Süden“) 

in Peenemünde den 50. Jahrestag der Entwicklung der „V 2“-Raketen 

aa feiern - der „Wunderwaffe“ der Nazis, produziert durch zehntausende 


Appell im 


KZ-Neuen- 
gamme bei 


Hamburg 
vom 


8. September 


1944. 
Zeichnung 
von F.L. 
Bertrand. 


„Historikersireif“ 


site Sklavenarbeiter. Er wurde (nach Protesten im In- und Ausland) 


Weine zurückgepfiffen, lehnte seinen Rücktritt aber ab. 
8. Mai 1995 
50. Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


- Im Jahr 1993 wurde die Gedenkstätte „Neue Wache“ („Kranz- 
abwurfstelle in Berlin“) in Betrieb genommen „zum Gedenken an die Opfer von 
Krieg und Gewaltherrschaft“. Darunter fallen der Vorsitzende Richter des 
„Volksserichtshofs“ Roland Freisler, der von einer Bombe der Alliierten getötet 
wurde, ebenso wie der KZ-Häftling oder die fabrikmäßig vernichteten 
Juden/Jüdinnen. 
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« 1994 fraste Regierungssprecher Dieter Vogel im Zusammenhang mit den bevor- 
stehenden „D-Day“-Feiern zur Landung der Alliierten in der Normandie 
(6.6.1944): „Glauben Sie wirklich, daß der Bundeskanzler eine Schlacht fei- 
ern würde, bei der deutsche Soldaten eine Niederlage erlitten haben?“ Zum 8. 
Mai 1995 äußerte sich wieder Alfred Dregger: „Vertreibung von 14 Millionen 
Deutschen aus ihrer seit Jahrhunderten angestammten Heimat..., Abtren- 
nung Ostdeutschlands und des Sudetenlandes von Deutschland, 45 Jahre 
Stalin-Diktatur in Mitteldeutschland. Fazit: Zum Feiern besteht wahrlich kein 
Anlaß.“ 


Fußnoten 


1 FAZ vom 6.6.1986 
2 „Archipel GULag“: sowjetische Zwangsarbeitslager 


3 FAZ vom 29.8.1986 
4 FAZ vom 20.8.1986 
5 „Die Zeit“ vom 11.7.1986 | 
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Anmerkungen zum 
historischen Faschismus 


50, Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


In der linken Praxis wird oftmals mit Begriffen wie „Faschismus“ oder „Faschi- 
sierung“ in bedenklicher Weise umgegangen, indem der Faschismus als eine Art 
Synonym für „alles Böse und Schlechte auf der Welt“ benutzt und auf alle mögli- 
chen Ausprägungen der jetzt herrschenden Verhältnisse bedenkenlos angewandt 
wird. Indes ist das bürgerliche (imperialistische) System nicht so rosig, daß es - oh- 
ne faschistisch zu sein - keine unangenehmen Seiten hätte. Vielmehr gehört die 
Aneisnung der menschlichen Arbeitskraft durch andere Menschen und die Nie- 
derhaltuns dessen, was diesen Akt stören könnte, zu jedem bürgerlichen System - 
etwa in starkem Maß auch zum Bismarck-Reich (industrielle Ausbeutung, Soziali- 
stengesetz). Faschismus ist also qualitativ mehr als das „normale“ bürgerlich-kapi- 
talistische System. 


Der Faschismus 
sing jedoch als Pro- 
dukt aus dem bür- 
serlich-kapitalisti- 
| schen (imperialisti- 
schen) System her- 
vor und war in den 
verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Be- 
reichen in diesem 
angelest. Unserer 
Ansicht nach kann 
zZ immer nur rück- 
| plickend festgestellt 
| werden, wann Ent- 


SE 7° | 2: 2] wicklungen und 
Kräfteverschiebungen in den verschiedenen sesellschaftlichen Bereichen sich zu 
einer Gesamt-Konstellation verdichten, bei der man von einem „Umkippen“ des 
bürgerlich-kapitalistischen Systems ins Barbarische - wie es beim Faschismus der 
Fall war - sprechen könnte. Ein solches Umkippen, wie auch immer geartet, wird 
wohl nicht ein zweites Mal genau dieselbe Gestalt wie die historisch gekannte an- 
nehmen. Zu beobachten und zu untersuchen bleibt etwa, wohin Entwicklungen 
um Jörg Haider in Österreich und um Silvio Berlusconi und seine „postfaschisti- 


schen“ Partner in Italien hin zu einer Art „autoritären Demokratie“ (mit 
populistischen und teilweise plebiszitären Elementen) führen werden. 


Kurz nach der 
Selbst- 
befreiung 
Buchenwalds 
im April 1944 
übergeben 
Mitglieder 
des Lager- 
komitees die 
55-Schergen 
den US- 
amerika- 
nischen 
Truppen. 
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1.2 Daher wäre es nicht die richtige Herangehensweise, in Erwartung 
ee BEN } genau der historisch bekannten Formen und Muster auf die Wie- 
SEEN ae derkunft des „klassischen“ Faschismus zu warten. Vielmehr gilt es 
Earl im Auge zu haben, inwieweit Kontinuitäten in verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Bereichen herrschen, welche den Faschismus ermöglicht oder ihn 
ausgezeichnet haben und inwieweit diese sich (erneut) zu einer Gesamtkonstella- 
tion zusammenfügen, die einen qualitativen Bruch mit der „normalen“ bürserli- 
chen Ordnung bedeuten. 


r7 | 
‘ 


Was macht den historischen Faschismus aus? 

Kennzeichnende Strukturmerkmale des europäischen Faschismus der 20er bis 
A0er Jahre, der von den Extremformen des Nazismus (Nationalsozialismus) in 
Deutschland einerseits bis zum (eher feudal-katholisch geprästen) Francismus in 
Spanien andererseits reichte, waren: 


a. Der Hintergrund: Eine tiefe existentielle Krise des bisherigen kapitalistischen 
Systems Ende der 20er/Anfang der 30er Jahre in Zusammenhang mit dem Bör- 
senkrach, dem Einbruch der Banken- und Finanzwelt. Hinzu kam speziell in 
Deutschland eine tiefsreifende Modernisierungskrise in Zusammenhang mit der 
segenüber anderen Staaten (USA) nachholenden Einführung der modernen Pro- 
duktionsweise („Fordismus“: Massenfertigung, Fließband etc.). Gleichzeitig politi- 
sche Systembedrohung durch eine kommunistische Alternative, die gesellschaft- 
lich relevant verankert war und das Beispiel einer erfolgreichen Revolution 1917 
vor Augen hatte. Das Fehlen von entsprechenden Konzepten, diese Krise mit her- 
kömmlichen (politischen, ökonomischen) Mitteln zu „lösen“. 


b. Die Grundlage: Massenbewegung als Gegenbewegung zur sozialistischen Be- 
wegunsg, die „nationale Idee“ als Gegenentwurf zur „sozialen Idee“ propagierend, 
teilweise aber auch subjektiv die „nationale“ mit der „sozialen“ Idee zu verbinden 
suchend. (Beispiel: die Brüder Strasser vom „antikapitalistischen“ Flügel der NSD- 
AP; Teile der SA - ausgeschaltet 1934 im „Röhmputsch“). In jedem Fall starke So- 
zialdemagosgie. Radikalisierung auf Massenebene aufgrund von Existenzangst v.a. 
auch beim abstiegsbedrohten Mittelstand/Kleinbürgertum. 


Charakteristisch für diese Bewegungen ist, daß sie vorkapitalistische Denk- 
und Verhaltensmuster, uralte Vorurteile reaktivieren. Beispiel ist (v.a. in Deutsch- 
land und Frankreich) der Antisemitismus, der nunmehr losgelöst von seinen ur- 
sprünglich konfessionellen Wurzeln in moderner Form als „wirtschaftlicher Anti- 
semitismus“ daherkommt. D.h. Antisemitismus als scheinbare Erklärung für die 
kapitalistische Ausbeutung. ' Die Nationalsozialisten gossen diesen biologisieren- 
den „Antikapitalismus“ in ihre Theorie vom „schaffenden“ und dem „raf- 
fenden“ Kapital. Das Industriekapital wurde als fleißiges, produzierendes u 
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in Schutz genommen und vom Vorwurf der Ausbeutung freige- \.L 
sprochen, während das „raffende“ Kapital der Händler und das Fi- 
nanzkapital als das bösartige, wuchernde Gegenstück dargestellt [KATI 
. : Befreiung vom 

wurde. Das „jüdische“ Kapital als „raffendes“, ausbeuterisches, DEFazmg 
wurde zur Enteignung freigegeben, an der sich die „arische“ Konkurrenz ihrer- 
seits mästete („Arisierung“ von Eigentum) - damit ging gleichzeitig auch die Aus- 
schaltung der politisch-gesellschaftlich liberalen Elemente des Bürgertums als „jü- 
disch“ einher. Auch dem von der Großindustrie in seiner wirtschaftlichen Existenz 
bedrohten Mittelstand lieferte der moderne Antisemitismus die Grundlage seiner 
Abwehr gegen die „raffende“, „jüdische“ Konkurrenz der Großkonzerne und Ban- 
ken und seine Legitimation zur Bereicherung durch „Arisierung“. Somit lieferte 
der gemeinsame Feind „Der Jude“ sowohl dem politisch nicht aufgeklärten Lohn- 
abhängigen (gegen den vermeintlichen Ausbeuter) als auch dem kleinen und mitt- 
leren Besitzbürger und Mittelstand (gegen die Konkurrenz) eine politische und 
ideologische Grundlage zur vermeintlichen Durchsetzung ihrer Interessen. Das 
Grofßskapital wiederum fand seinen Gefallen an der ordnungspolitischen Funktion 
| der Nationalsozialisten als vermeintlich anti- 

kapitalistischer Bewegung: durch ihre Front- 
stellung gegen „die Juden“ als „Krebsübel 
der Gesellschaft“ tritt das Pogrom an die 
Stelle des Klassenkampfs, die Vernichtung 
der Minderheit an die Stelle der Revolution, 
die „nationale Idee“ verdrängt oder schluckt 
die „soziale“ und der „nationale Sozialis- 
mus“ tritt an die Stelle des Sozialismus (wes- 
halb ihm auch dieser Name gegeben wurde). 
Diese Berührung unterschiedlicher Interes- 
sen beim gemeinsamen „Feind“ ist der Aus- 
gangspunkt für die „Volksgemeinschaft“ al- 

ler Deutschen/ „Arier“. 


| c. Die Umsetzung: Die NSDAP als Massen- 

| bewegung wuchs nicht aus dem Staatsappa- 

Rn | rat oder aus den herrschenden Eliten heraus, Wohnhof in 
I sondern entwickelte sich als eigenständiger Hamburg im 
| Faktor daneben. Freilich standen die herr- Jahre 1932. 
schenden Eliten bereits bei der Gründung solcher Gruppen wie der damaligen Split- 

terpartei „Deutsche Arbeiter-Partei“ (DAP) Pate. 1919, in der Bürgerkriegssituation 

der verhinderten Revolution, unterstützten die zahlreichen militärischen und para- 
militärischen Gruppen, „Freikorps“ usw. die Formierung solcher Gruppen, um „den 

nis deutschen Arbeiter wieder für das Vaterland zurückzugewinnen“ - wozu 


man eine Bewegung und eine Idee als Gegenstück zur sozialistischen Be- 


Anmerkungen zum historischen Faschismus 


wegung und Idee benötig- 
te. Adolf Hitler begann sei- | ws „,, 
ne Karriere damals als |." 
Near Spitzel des Gruppenkom- | 
mandos der Reichswehr, der in kom | Br: a m 
lungskursen“ militärischer Institutionen ||} ie 3 A 
ideologisch getrimmt wurde; dort spielte || 
auch bereits der Begriff des „nationalen |j 
Sozialismus“ (im Sinne der Konzeption als ||: 
= EE Gegenstück zum Marxismus) eine Rolle. 
Ilisutrierte Als Spitzel der Reichswehr wurde Hitler 
Zeitungvom auch zu den Versammlungen der „DAP“ 
Mai 1929. sesandt. ” Die NSDAP entwickelte sich 
Polize; dann als eigenständiger Faktor. Der ge- | 
traditionell plante Rechtsputsch unter dem deutschna- 
auf der Seite tionalen bayerischen Ministerpräsidenten 
der reaktio- ; 
Hrankieie. Gustav v. Kahr scheiterte 1923 an Unge- 
Festnahme duld und „Radikalismus“ der NSDAP, die 
eines jungen von Seiten der bayerischen Führung betei- 
ea list wurde; die Nazipartei verselbständigte 
„Blutmai ’29« Sich also gegenüber den Eliten, statt als | EEE 
in Berlin. willenloses Werkzeug zu dienen. Nach _ ee 
Wiedergründung der NSDAP 1925 fuhr Hitler bereits 1926/27 mehrfach ins rhei- 
nische Industriegebiet - Königswinter, Essen -, um hinter verschlossenen Türen 
mit Industriellen zu verhandeln. Ab 1929/30, in der Krise, unterstützten gröfßsere 
Teile der deutschen Industrie die NSDAP in bedeutendem Ausmaß (aber auch etwa 
Henry Ford aus Detroit/USA). 

Ein Phänomen dabei war, daf3 die NSDAP einen Spagat zwischen offener Be- 
fürwortung des nationalen Kapitals und gleichzeitiger Ablehnung des internatio- 
nalen Kapitals schaffte. Die Breite der nationalsozialistischen Bewegung wurde 
weniger durch offenes prokapitalistisches Auftreten erreicht als vielmehr über die 
Linie der SA, die mit nationalrevolutionären (vermeintlich antikapitalistischen) Pa- 
rolen vor allem das mit Existenzangst behaftete Kleinbürgertum an sich band und 
sogar ein Einsickern in Schichten der Lohnabhängigen erreichen konnte. Nichts- 
destotrotz bildeten diese beiden vermeintlichen Flügel keinen Widerspruch. 
Während Hitler und Konsorten das Geld für den Aufbau einer Massenpartei ın en- 
ser politischer Zusammenarbeit mit ihren Geldgebern anhäuften, sorgten natio- 
nalrevolutionäre Parolen für die Vorbereitung der entstehenden Massenbewe- 
sung. Auf den Punkt brachte die politische Situation des offenen Zusammenarbei- 
tens rechter/faschistischer Kräfte mit geldstarken Großindustriellen und ein- 
flußreichen Medienfürsten die Gründung der „Harzburser Front“. Diese, 
am 11./12. Oktober 1932 in Bad Harzburg ins Leben gerufene Vereini- mem 
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gung, war ein Zusammenschluß der NSDAP, des Stahlhelms, der | 
DNVP sowie verschiedener Großindustrieller und des Mediensi- 
Santen Hugenbers. 


Nazi-Faschismus 
d. Faschismus an der Macht: Weitsehende Aufhebung der „Spielregeln“ der bis- 
herigen bürgerlichen Gesellschaft, um den Kern der kapitalistischen Interessen zu 
DREI Völlige Entmachtung der bisheri igen politischen Vertreter der Bourgeoisie 
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und schärfste Repression gegen .. en u ee ee 
raler Prinzipien wie Pluralismus, die sonst gewährleisten, daß die verschiedenen 
Gruppen und Interessen der modernen bürgerlichen Gesellschaft ihre Interessen 
aufeinander abstimmen. Staatliche Planwirtschaft, insbesondere freilich im Interes- 
se der Rüstung und Kriegswirtschaft, durchaus auch im Interesse der Großkonzer- 
ne. Gleichzeitig im Inneren der Betriebe Prinzip der „Betriebsgemeinschaft“ unter 
einem „Betriebsführer“ als verschärfte kapitalistische Hierarchisierung. „Volksge- 
meinschaft“ als Bündnis von aufgehetztem Mob und Eliten; Einbeziehung der auf- 
gehetzten Massenbasis in die straffe hierarchische Durchorganisierung der gesam- 
ten Gesellschaft etwa als „Blockwarte“, organisatorische Erfassung der Jugend. Im 
deutsch besetzten Teil Europas: Deportation und Vernichtung insbesondere der jü- 


dischen Bevölkerung (und Sinti & Roma...), zumindest in der Konsequenz der Ver- 
nichtung (anders Zwangsarbeit) losgelöst von kapitalistischer/ökonomischer oder 


strategischer Rationalität. Noch 1944 werden kriegsswichtige Verkehrswege und 
Infrastruktur für die „Transporte“ nach Auschwitz benutzt. 


Fazit: Nebeneinander von radikalisierten kapitalistischen Interessen und politi- 
scher/ideologischer Eigendynamik zwecks äußerster rücksichtloser 


Durchsetzung hierarchischer Interessen. 


Fackelzug der 
NSDAP und 
ihrer An- 
hänger am 
Abend des 
30. Januar 
1933 am 
Branden- 
burger Tor in 
Berlin. 
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men Anmerkungen zu den 
ee bestehenden Verhältnissen 
Nazi-Faschlsmus 

Wie im vorherigen Text dargelegt wurde, kann die Untersuchung der heutigen 
Situation sich nicht darauf beschränken, nach einer Kopie oder originalgetreuen 
Wiederholung der historischen Formen des Faschismus Ausschau zu halten. Ins- 
besondere unterscheidet sich die heutige Situation von der damaligen dadurch, 
daß es heute nicht den Anschein hat, als wäre das kapitalistische System existen- 
ziell bedroht, jedenfalls nicht in absehbarer Zeit durch eine starke revolutionäre 
Systemalternative. Dennoch wurden gesellschaftliche Elemente, die zur bürgerli- 
chen Ordnung vor und unter dem Faschismus gehörten, in die jetzige Form der 
bürgerlichen Herrschaftsausübung integriert und können sich kurz- oder langfri- 
stig in anderer (neuer oder alter) Form zusammenfügen. 


a. (Neo)faschistische Organisationen: Auch heute, wie seit 1945 ohne Unter- 
brechung, existieren im klassischen Sinne faschistische Parteien, Bewegungen, Zir- 
kel, Sekten und Banden, die sich erklärtermaßen oder nicht erklärtermaßen an die 
historischen Modelle (etwa die NSDAP) anlehnen. Zwischen ihnen und der sie um- 
sebenden Gesellschaft existiert eine Wechselwirkung, die während unterschiedli- 
cher Zeitabschnitte unterschiedlich sein kann. Seit circa 1994 ist der staatliche Kurs 
gegenüber faschistischen/nazistischen Organisationen erkennbar ein anderer als 
der davor, der die Rechtsextremen oftmals frei gewähren ließ (Bsp. Rostock 1992, 
Aufmarsch in Fulda 1993). Der „Rudolf Hefs-Marsch“ 1994 war der erste, der wegen 
staatlicher Intervention nicht stattfinden konnte; einige Gruppen sind illegalisiert 
(keineswegs zerschlagen) worden. Auch die Partei „Die Republikaner“ ist durch ei- 
ne Kampagne der konservativen Kräfte im Wahljahr 1994 zurückgedrängt worden, 
die sie als nicht gesetzestreu, zerstritten und chaotisch vorführte. 

Erstaunlich scheint auf den ersten Blick der derzeitige Umgangs mit dem rechten 
neonazistischen Spektrum. Allein in den letzten zweieinhalb Jahren hat der Staat 
gegen insgesamt über 10 neofaschistsiche Organisationen und Gruppen Verbote 
erlassen. Zuletzt gar eine Durchsuchungswelle gegen Mitglieder der NSDAP/AO. 
Dies zeigt, daß der bürgerliche Staat nicht auf eine einzige Art des Umgangs mit 
diesen Kräften angewiesen ist, sondern zu unterschiedlichen Zeiten sich ihrer be- 
dient oder sie zum Stillhalten zwinst (nicht aber zerschläst). Die Verbote der letz- 
ten Jahre sind zudem vor dem Hintergrund der Schaffung eines „antifaschistischen 
Images“ für die BRD vor allem in Bezug auf das Ausland von Bedeutung. (Siehe 
Text zum Totalitarismus, S. 23ff). 

Die bestehende Ordnung hat mehrere sehr unterschiedliche Optionen zur 
Herrschaftsausübung - seit 1994/95 ist vorrangig die Integration früherer fort- 
schrittlicher Opposition durch die Integration der Grünen zur Staatspar- 
tei angezeigt (CDU/Geißler, Schäuble). Es 
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b. Volksgemeinschaft und Pogrom: Die „volksgemeinschaftli- "U... 
che“ Ausrichtung innerhalb der deutschen Gesellschaft endete W | 
nicht mit dem NS-Staat. Die Denk- und Verhaltensmuster wurden 
als Teil der „kollektiven Psychologie“ konserviert und können bei 
sesebenem Anlaß aktiviert werden. („Antisemitismus ohne Juden“, bei dem die 
psychologischen Barrieren wegen Auschwitz weitgehend entfallen. Daneben auch 
noch Antisemitismus virulent: Friedhofsschändungen etc.) 

Ausdruck dessen war die letzte „Asyldebatte“ 1990-1993. Abrufbare Ressenti- 
ments - man vergleiche die recht ähnliche Kampasne in den 20er Jahren gegen die 
Immigration der „Ostjuden“ - verbanden sich hier mit dem (sei es realen oder ein- 
gebildeten) materiellen Interesse bei vielen Deutschen quer durch alle Bevölke- 
rungsschichten, die relativ privilegierte Lebensweise in diesem Land auch mit Ge- 
walt gegen die Armut der „Dritten Welt“ abzuschirmen.° Durch jahrelange syste- 
matische Hetze in Politik und Medien entstand in dieser Kampagne ein zeitweises 
Bündnis zwischen der herrschenden Politik und einem aufgehetzten, Iynchwüti- 
gen Mob '. Außerhalb der vom bürgerlichen Staat mit seinem „Gewaltmonopol“ 
ausgestatteten Organe durften Brandstifter (neben aufgeputschten Jugendlichen 
auch militante Nazibanden) und rassistische Bürgerinititiativen die „praktische 
Seite“ der Asyldebatte umsetzen - ungestört von den Gewaltorganen des bürsgerli- 
chen Staates. Parallel dazu wurden klassisch (neo-) faschistische Parteien im Zuge 
der (auch) medial aufgeputschten Atmosphäre hochgespült (REPs, DVU). Nach Än- 
derung des Asylrechts und nach den „Unruhen“ im Zusammenhang mit dem So- 
linger Anschlag zwei Tage später wurde diese Kampagne jedoch von Seiten der 
herrschenden Politik zurückgefahren; der Asyl-Artikel 16 GG verschwand vor- 
übergehend aus den Schlagzeilen. 
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c. Bevölkerungspolitik/,Rassenhygiene“: Im Zuge der Biologisierung aller 
gesellschaftlichen Verhältnisse proklamierte der Nationalsozialismus ein Men- 
schenbild, wonach nur der „gesunde“, starke Mensch überlebens“wert“ sei, nicht 
dagegen der gr =—- : —— 
„kranke“, schwa- 
che, vom „Ideal- 
bild“ abwei- 
chende Mensch. 
Ein solches Men- |ag2 7. 
schenbild hielt KL 
sich in den ideo- |== 
logischen Appa- I} 

raten der Medi- . 
zin, hat aber sei- IN „" 
ne tech- | 1 
nische 
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hissen die 
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$ymbolischer 
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Befreiung 
Europas vom 
Nazi- 
Faschismus. 
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0.021129 Grundlage weiterentwickelt: wurde im Nazismus „lebensunwer- 
BT ion tes“ Leben getötet („Euthanasie“), so genügen heute die techni- 
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so: Jahrestag, der schen Möglichkeiten, um zu verhindern, daß es überhaupt gebo- 
NERALTEHEIH ren wird. Das unerwünschte „kranke“ Menschenleben kann durch 
vorgeburtliche Untersuchungen ausfindig gemacht werden; durch das „freiwillige 
Angebot“ an die künftigen Eltern, zwischen Geburt des „kranken“ Kindes und Ab- 
treibung zu entscheiden, setzt sich der gesellschaftliche Druck zur Verhinderung 
„lebensunwerten“ Nachwuchses auf scheinbar freiwilliger Basis um. Denn wer 
dann noch „kranken“ Nachwuchs auf die Welt bringt, ist selbst schuld. Während 
bürgerlich-konservative Kräfte Schwangerschaftsabbrüche zu unterbinden und zu 
kriminalisieren bestrebt sind, wird der „eugenische“ Grund zum Abbruch der 
Schwangerschaft (Kind kommt „Krank/behindert“ zur Welt) akzeptiert. Nach 
Möglichkeit soll „gesunder“ und weißer Nachwuchs auf die Welt gebracht, anderer 
Nachwuchs (in der „Dritten Welt“, die ja „überbevölkert“ sei - zumal der Begriff 
der Überbevölkerung zudem im Sinne von „Unwert, weil nicht wertschaffend“ be- 


nutzt wird) verhindert werden. 


d. Repression/Innere Sicherheit: Seit Verabschiedung der Notstandsgesetze 
im Bundestag 1968 findet ein stetiger Ausbau der Repressionsorgane und Aus- 
weitung der „Inneren Sicherheit“ statt. Eine erste Welle von Gesetzen verabschie- 
deten SPD und FDP 1972 (Bundessrenzschutz-,‚Bundeskriminalamt-, Verfas- 
sungsschutzgesetz); es folgten die Höhepunkte der „Terroristen“jagd mit ein- 
schneidenden Gesetzesänderunsen 1976/77, eine neue Runde von „Sicher- 
heits“gestzen 1986/87, das „Verbrechensbekämpfungsgesetz ‘94“... Wolfgang 
Schäuble konnte 1994 selbst den Einsatz der Bundeswehr im Inneren vorschlagen 
(47:% Zustimmung in Umfragen). Seit Anfang der 70er Jahre findet eine tiefgrei- 
fende Änderung der Grundlagen von Kontrollen und Datenspeicherungen statt: 
immer weiter weg vom Verhalten des Einzelnen (als „Störer/Rechtsbrecher/Ver- 
dächtiger“) zu einer verdachtsunabhängigen Kontrolle anhand standardisierter 
Merkmale, etwa bei der Personenkontrolle mit dem maschinenlesbaren Personal- 
ausweis (Ort und Zeit der Kontrolle werden gespeichert, dies ermöglicht Bewe- 
sungsprofile). Die Überwachungspotentiale werden dadurch immer umfassender. 
Die strukturelle Lösung der Alliierten aus dem Jahr 1945, nach den Erfahrungen 
mit der GeStaPo, die prinzipielle Trennung von Polizei und Geheimdiensten, wird 
immer weitergehend unterlaufen und ausgehöhlt. 


Abschließendes 

Zu Beginn der „Anmerkungen“ wurde die Frage aufgeworfen, woran die Ent- 
stehung des Faschismus qualitativ meßbar ist. Die Tatsache staatlicher Repressi- 
on(s-Potentiale) allein begründet jedenfalls noch keine besondere Qualität, da sie 
an sich zum Grundmerkmal des bürgerlichen Staates gehört. Im Faschis- 
mus war Repression begleitet von paralleler Mobilisierung aktiver Mas- 
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senzustimmung. Zu beobachten und zu untersuchen ist in der Pra- | en 
xis, inwieweit Massenkonsens und -zustimmung über staatliche Re- | 
pressionsakte herrschen oder aber diese Objekt und Produkt ge- Are) Ser 
sellschaftlicher Auseinandersetzungen sind. Ein extremes Beispiel BELEL HUF TE 
weitestgehenden Konsenses war der „Deutsche Herbst“ 1977, als der staatliche An- 
spruch auf physische Liquidierung seiner entschiedenen Widersacher offen for- 
muliert wurde (Vorschläge von Franz Josef Strauß oder Kurt Rebmann zu Geise- 
lerschießung etc.) und die Gesellschaft in der Atmosphäre der „Terroristen“hyste- 
rie weitgehend solche Vernichtungsüberlegungen nicht nur hinnahm, sondern so- 
gar einforderte. 


al aan ei, 
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Fußnoten zu den „Anmerkungen“; 


1m Gegensatz zum abhängigen Bauern früherer Zeiten, der die Früchte seines Feldes und seine Ab- 
gaben an den Grundherrn mit eigenen Augen und Händen bemessen kann, „sieht“, „fühlt“ und „riecht“ 
der moderne Lohnabhängige den Mehrwert seiner Arbeit nicht. Er verkauft seine Arbeitskraft und er- 
hält seinen Lohn dafür, ohne mit dem Wert der von ihm mit seiner Arbeitskraft produzierten Waren di- 
rekt in Verbindung zu stehen. Sofern er die Gesellschaft nicht materialistisch analysiert und durch- 
schaut hat, macht er für seine Übervorteilung reflexartig nicht den Fabrikherrn verantwortlich, sondern 
erst den „wuchernden“ Händler, bei dem er dann mit den produzierten Waren in Verbindung kommt. 
Der „Händler“ wird so nicht wegen seiner Stellung im ökonomischen System - er kauft die Waren ja von 
der Fabrik, wo sie produziert wurden, und hängt von deren Preisen ab -, sondern wegen seiner „Bos- 
haftigkeit“ verantwortlich gemacht. Der Händler wiederum wird identifiziert mit „dem Juden“, da im 
Mittelalter und der frühen Neuzeit, angesichts der totalen Reglementierung der Berufe durch das Zunft- 
wesen, der jüdischen Minderheit überhaupt nur bestimmte Berufe zugänglich waren: eben nicht der des 
Handwerkers, sondern etwa der des Geldverleihers, den der König braucht und daher gegen Pogrome 
in Schutz nimmt. Somit erklärt das seine Gesellschaft nicht durchschauende Mitglied der Industriege- 
sellschaft sich seine Misere nicht aus dem Gesellschaftssystem, sondern aus der Bösartigkeit „der wu- 
chernden Juden“ als greifbarem, konkretisierbarem Feind. 


2 Vgl. dazu: Kurt Gossweiler: „Kapital, Reichswehr und NSDAP 1919 - 1924“, Pahl-Rugenstein, Köln 
1982. 


3 Studie der Gesellschaft für Erfahrungswissenschafliche Sozialforschung (31.8.1992): 67 % für Ände- 
rung des Grundgesetzes mit dem Ziel, „den Asylantenstrom einzudämmen“. INFAS-Umfrage 
(12.9.1992): 51 % halten die Aussage „Deutschland den Deutschen“ für richtig, 26 % „Ausländer raus!“, 
37 % stimmen der Aussage zu, daß die Deutschen sich „im eigenen Land gegen die Ausländer wehren 
müssen“. SPIEGEL-Umfrage vom 26.10.92: Bei der Frage nach den wichtigsten Problemen nennen 
73% der West- und 73 % der Ostdeutschen: „Das Problem der Ausländer in den Griffen bekommen“. 
74% begrüßen den Anti-Asyl-Kurswechsel der SPD (11 % bedauern). ZDF-Politbarometer, 
14./15.11.’92: Als gegenwärtig drängenstes Thema nennen 75 % die „Ausländer- und Asylpolitik“. 70% 
der West- und 87% der Östdeutschen meinen, daß „die meisten Asylbewerber zur Zeit das deutsche 
Asylrecht mißbrauchen“. 61 % sind für Grundgesetzänderung. 


4 Symbolisch hierfür eine Reihe von Schlagzeilen innerhalb von drei Tagen: „Schwerste Übergriffe 
gegen Asylbwerber in Rostock“/ „Neues Asylrecht soll in wenigen Wochen gelten: Nach dem Kurs- 
wechsel der SPD...“ („Die Welt“, Mo. 24.8.92); „Süssmuth drängt bei Asylrechl/CDU-Politikerin 
nimmt Angiiffe auf Rostocker Heim zum Anlaß“ (FR, Dr. 25.8.92); „Beschluß der Sozialdemokraten 
zum Asylrecht begrüßt/Stoiber: SPD nun auf Bayerns Linie“, „Rostock: Die brutalen Ausschreitun- 
gen gegen das Asylbewerber-Heim“ und „Bei Asyl...: REPs fühlen sich vom Oberbürger- 


m meister plagiert“ (SZ, 25.8.92); „Die Polizei überläßt Brandstiftern das Feld“ (‚taz“, Mi. 
26.8.92). 
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Der historische Faschismus war ein Durchsetzungsstadium der Moderne, in 
dem der Kapitalismus einen Durchsetzungsschub erhielt. Modernisierung ist hier 
nicht im Sinne der Geschichtsrevisionisten zu verstehen, denen es im Wesentli- 
chen um eine Relativierung und Aufwertung des Faschismus ankommt. Vielmehr 
seht es um eine Einordnung des Faschismus in Geschichte, Struktur und Strategie 
der kapitalistischen und imperialistischen Durchsetzungsgeschichte. Die Weiter- 
entwicklungen im Interesse kapitalistischer Verwertungsinteressen lassen sich oh- 
ne den geschichtlichen Kontext der kapitalistischen Produktionsverhältnisse ge- 
nausowenig verstehen wie die Kontinuitäten nach der Zerschlagung des histori- 
schen Faschismus. 

In Deutschland wurde der Nationalsozialismus Anfang der 30er Jahre notwen- 
dig zur Rettung und weiteren Durchsetzung des Kapitalverhältnisses, als der Ka- 
pitalismus weltweit in eine Krise geriet und zudem noch durch die sozialistische 
Revolution bedroht schien. 

Die NSDAP, die zwar kleinbürgerlich gepräst war, aber unter der deutschen 
Gesamtbevölkerung eine Massenbasis entwickelte, geriet zur Vorläuferin der heu- 
tigen „Volksparteien“. 1933, nach der Übersabe der Macht an die Nationalsoziali- 
sten, unterstützten alle Fraktionen des Kapitals den Nationalsozialismus. Durch 
seine Biologisierung der sozialen Verhältnisse schuf er das Konstrukt der „Volks- 
semeinschaft“, innerhalb derer das deutsche Individuum nach dem Leistungs- und 
Konkurrenzprinzip gleichgeschaltet war und ausgerichtet wurde auf die Produkti- 
on für das ideelle Gesamtinteresse Nationalökonomie, verschleiert ausgedrückt 
durch Volk, Nation, Blut & Boden, verkörpert durch die abstrakte Gestalt des Füh- 
rers. Die eigentlich gesellschaftlich konstituierten Wertsetzungen, Hierarchien 
und Konkurrenzen wurden nun abgeleitet aus Rasse, Nation und Geschlecht. Die 
letzten feudal-klerikalen Strukturrelikte aus wilhelminischen Zeiten wurden durch 
die industrielle Massenfertigung, die Normierung und Typisierung in der Produk- 
tion und die Durchsetzung neuer Technologien und Fertigungsmethoden hinweg- 
gefegt, die Arbeiterbewegung zerschlagen, KommunistInneen, Sozialdemokratin- 
nen und GewerkschafterInnen verhaftet und z. T. ermordet, die Erfolge der Frau- 
enbewegung zunichte gemacht. Bürokratische Verwaltung, totale Registrierung, 
staatliche Geburten-, Bevölkerungs- und Städteplanung und das Befriedungsystem 
der staatlichen Sozialleistungen für Deutsche hielten Einzug, die ersten Struktu- 
ren des Massenkonsums wurden gelest (Ausbreitung der Massenkommunikati- 
onsmittel, z.B. „Volks“empfänger, Herausbildung der Automobilindu- 
strie als Schlüsselindustrie mit Autobahnbau und „Volks“wagen). Die for- U 
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male Trennung von politisch-parlamentarischer Verwaltung und |. ne 23 
Kapital wurde beseitigt, der historische Pakt mit dem Staat als un- Sraanenen 
mittelbarem Exekutator kapitalistischer Verwertungsinteressen [RILWSITTEE 


vollzogen. Nasen 
Judenhaß und antijüdische Pogrome, die in ihrer langen Geschichte vor allem 
die Funktion der Konstruktion eines homogenen christlich deutschen Volkes hat- 
ten, das sich in Abgrenzung zum Judentum legitimiert und gesellschaftliche und 
persönliche Widersprüche in „die Juden“ projeziert, um sie durch Ghettoisierung 
und Pogrome zu vernichten, bekamen mit Beginn der Moderne und dem Aufkom- 
men des Nationalsozialismus einen völlig neuen Charakter. Die Widersprüchlich- 
keit sozialer Verhältnisse wurde biologisiert und die verkürzte Geld- und Kapital- 
kritik der Nazis antisemitisch besetzt. Der Doppelcharakter der Ware und der Ar- 
beit wurden biologistisch aufgespalten: die Überhöhung der „wertschaffenden, 
konkreten, ehrlichen deutschen Arbeit“ wurde ausgespielt gegen die „raffende, un- 
werte, abstrakte Zinstreiberei der Juden“. Die als Bedrohung empfundenen Ent- 
wicklungen der Moderne - Verwissenschaftlichung, Verstädterung, Abstraktion 
u.ä. - wurden im „Juden“ personifiziert, die Vernichtung dieser Erscheinungen 
mit der physischen Vernichtung der angeblich Verantwortlichen gleichgesetzt. 


Der Nationalsozialismus setzte sich durch mit äußerem Zwang, Vernichtung 
und totaler Konsequenz. Doch wie bei jedem Modernisierungsschub wurde nach 
der Niederschlagung des Nationalsozialismus der äußere Zwang überflüssig, weil 
die Strukturen bereits gesellschaftlich verinnerlicht waren. Faschismus und Kapi- 
talismus sind keine Alternativen, sondern Faschismus ist nur besondere Erschei- 
nungsform des Kapitalismus. Sie diskreditieren sich durch ihre gemeinsamen bür- 
gerlich-kapitalistischen Basisformen gegenseitig. Die BRD ist somit legitime Erbin 
des Nationalsozialismus. Sie übernahm in ihrer „Stunde Null“ die Erbmasse und 
baut strukturell und ideologisch auf diesem Erbe auf. 

Dabei sind die zahlreichen personellen Kontinuitäten nur die besonders au- 
genfällige Bestätigung der eigentlichen Kontinuität in der deutschen Nachkriegs- 
geschichte: Das Wesen und die Struktur der kapitalistischen Ökonomie wurden 
ebenso übernommen und weiterentwickelt wie die Formen ihrer Verwaltung und 
Absicherung. 

Die kapitalistische Eigentumsordnung, die Basisformen Warenproduktion und 
Mehrwertschöpfung, der „freie Markt“ und die betriebswirtschaftliche Vernut- 
zungslogik wurden wie im Nationalsozialismus die Grundbausteine für das Fun- 
dament der BRD. Die Erkenntnisse aus Wissenschaft und Forschung während der 
Zeit des Nationalsozialismus wurden auf die veränderten Bedingungen der Nach- 
kriegszeit angewandt. Der zivile Nutzen der BRD aus den Erfahrungen des Natio- 
nalsozialismus wurde und wird besonders in den Bereichen Städtebau, Bevölke- 
rungspolitik, Geburtenplanung, Innere Sicherheit, Medizin, Raumfahrt, 

| Sozialpolitik und soziale Befriedung deutlich. 


Die 
Vernichtung 
der Wurzeln 
des Faschis- 

mus bleibt 
unser Ziel! 


Nur mit der 
Überwindung 
der kapita- 
listischen 
Gesellschaft 
wird Faschis- 
mus als Herr- 
schaftsmodell 
vernichtet 
werden. 
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ALLtitliY Der Umgang mit ihrem Erbe fällt der BRD nicht leicht. Sie versucht, 
‚Organisation 


jede Parallele zum Nationalsozialismus zu leugnen (Bruch, Stunde 
Null, Neuanfang), aber auch jede Alternative zum bürgerlich-kapi- 
Ntahutt talistischen System. So versucht sie sich einerseits vom Nationalso- 
zialismus zu distanzieren, beruft sich aber indirekt auf ihn wenn sie behauptet, daß 
es zur bürgerlichen Demokratie und freien Marktwirtschaft keine Alternativen Er 
Es selinst ihr diese logi- | 
sche Unmöglichkeit, in- 
dem sie die Methode an- 
wendet, die charakteri- 
stisch ist für bürgerliche 
Ideologie wie für Orien- 
tierung der bürgerli- 
chen Gesellschaft über- |f 
haupt: Die Form wird || 
verobjektiviert und zum 
Selbstzweck gemacht, 
der konkrete Inhalt wird 
dabei unwichtig oder |F 
rausgekürzt. So ge- 
schieht dies in der Ideo- 
logie des Totalitarismus, 
die es für den bürgerli- |# 
chen Staat möglich 9 
macht, sich sowohl vom 
Nationalsozialismus als 
auch von seinen linken 
Gesnern zu distanzie- 
ren. Beide werden über 
die angeblich ähnlichen ae. ze | 
Formen als Ganzes ne die eigene inhaltliche Verwandtschaft fällt bei die- 
sem Vergleich der Formen raus. Durch die Beliebiskeit, die entsteht, wenn dem be- 
trachteten Gegenstand die inhaltliche Substanz entzogen wird, können nun sogar 
Faschismus und Kommunismus gegenseitig für ihre Existenz verantwortlich ge- 
macht werden. Das propagierte Bild von der bürgerlichen Mitte als unbeteilistem 
Beobachter, der nur kopfschüttelnd daneben steht, wenn die Extreme sich gesen- 
seitis hochschaukeln, ist bekannt. 

Das Verhältnis der BRD zu Nationalsozialismus und Widerstand könnte jedoch 
nicht treffender ausgedrückt werden als durch die BRD selber: sie beruft sich auf 
die „Männer des 20. Juli“. Deren Handeln war nicht durch die Ablehnung des Na- 
tionalsozialismus motiviert, sondern durch die Konsequenzen seines 40 
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Für einen revolufionären Antilaschismus! 


Für einen revolutionären tn 
Antifaschismus v 50, Jahrestag der 


Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


denn die erste Aufgabe und das wesen 
des faschismus war und ist konterrevolution, 
die zerschlagung des proletariats, 
seiner revolutionären offensiven 
und initiativen.“ 


„ein oder gibt es nicht. 
Holger Meins, 1974 


Davon ausgehend, daf3 Faschismus ein Mittel der bürgerlichen Gesellschafts- 
ordnuns ist, sich gegen ihre eigene Überwindung durch den Sozialismus zu schüt- 
zen, wird klar, daß in der BRD gegenwärtig - und in nächster Zukunft - keine Not- 
wendigkeit bestehen wird, eine faschistische Herrschaftsform wie die des deut- 
schen Nationalsozialismus einzurichten, da es zur Zeit keine ernstzunehmende 

EN 77 ; Kraft gibt, 
er | % die diese 
je | Überwin- 
| dung zustan- 
debringen 
könnte. 
Wie an ande- 
“rer Stelle 
| dieser Bro- 
schüre ge- 
| zeigt wurde, 
wird aber 
| vorsorglich 
Fr bekämpft, 
| BE was den ka- 
pitalistischen Verwertungsinteressen entgegenläuft. Durch dieses präventive Vor- 
gehen ist die Nutzung offen terroristischer Mittel der Herrschaftssicherung hier- 
zulande weitgehend überflüssig geworden. Daß dieser Staat längst über 


die Machtmittel verfügt, und nicht zögert diese einzusetzen, um das Ent- 
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Fir einen revolutionären Antilaschismus! 


-) stehen einer re- 
Bi Lisseiil volutionären 
Befreiung vcr TE 
Nazi-Faschismus verhindern, 
zeist sich dort, wo es linkem Wi- 
derstand gelungen ist, die politi- 
sche Isolation zu durchbre- 
chen. Erfolgreiche linke Politik 
wird dort sofort Anlaf von Re- 


pression. 


Obwohl wir - und mit uns 
die gesamte BRD-Linke - weit 
davon entfernt sind, den derzei- 
tigen Durchmarsch der reak- 
tionären Kräfte verhindern zu 
können, ist es unser Ziel, schon 
jetzt in gesellschaftliche Prozes- 
se einzugreifen. Um dies in 
effektiver Weise erreichen zu können, bedarf es zweier Standbeine: zum einen des 
Widerstands gegen die Angriffe der Herrschenden und Faschisten, zum anderen 
des organisierten Versuchs, die gesellschaftlichen Verhältnisse grundsätzlich an- 


zugreifen. 


Unser Widerstand umfaßst dabei viele Bereiche. Er gründet darauf, immer wie- 
der auf den Zusammenhang von bürgerlicher Herrschaft und Faschismus hinzu- 
weisen. Es muß verdeutlicht werden, daß Lohnraub, Militarisierung der Politik 
nach Innen und Außen, Kürzung der Sozialleistungen und Einführung von 
Zwangsarbeit für Arbeitslose und SozialhilfeempfängerInnen, die systematische 
Benachteiligung und Unterdrückung von Frauen, Angriffe auf die Medien ,viel- 
falt“, das Leugnen des historischen antifaschistischen linken Widerstands £ um 
nur einige no der derzeitigen gesellschaftlichen Entwicklung zu nen- 
nen - nur der Gewinnmximier italisti ‚ei 
ee ung der kapitalistischen Kreise und ihrer Herr- 

Auch unser gemeinsames Vorgehen gegen die staatliche Anti-Antifa-Praxis und 
gegen die Repression gegen revolutionäre Initiativen ist Teil des nd: Die- 
ser Kampf muß sich gerade auch gegen die imperialistischen Großmachtsbestre 
bungen der BRD im Trikont wie in Deutschland selbst richten. Da, wo die Wider- 
sprüche am deutlichsten erkannt und durch eine revolutionäre Bewegung ange- 
sriffen werden, greift der BRD-Staat zur Sicherung der bestehenden Verhältnisse 
ein. Die Abschaffung des Asylrechts ist dabei Mittel, ein Übergreifen der st 


Auswirkungen der imperialistischen mehrhundertjährigen Profitpolitik 
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und des Widerstands in die hochentwickelte BRD (Europa) selbst 1... 
zu verhindern. 

Der konsequente Kampf gegen faschistische Strukturen, 
gegen Nazis auf der Straße und Nazis in Nadelstreifen, bedeutet 
für uns die Abwehr einer konkreten Bedrohung von Menschen, die nicht in den 
Rahmen des von den Herrschenden geschaffenen „Idealbildes“ dieser Gesellschaft 
passen. Rassismus, wie er in Behörden, Fabriken, Betrieben und der Nachbarschaft 
zum deutschen Alltag gehört, muß als integraler Bestandteil der kapitalistischen 
Gesellschaft erkannt und bekämpft werden. Gerade da, wo von herrschenden Krei- 
sen Rassimus geschürt wird, und da, wo faschistische Kader und Organisationen 
mit den herrschenden Kreisen zusammenarbeiten oder von diesen instrumetali- 
siert werden, ist unser Einsatz dagegen erforderlich. Der Schritt von „Zerschlagt 
die Nazibanden“ bis „Tod dem Staatsterrosismus“ notwendig und wichtig! 


50. Jahrestag der 
Befreiung vom 
Nazi-Faschismus 


Die bestehenden Miß- 7 
stände aufzuzeigen und an- | , | 
zugreifen reicht allein nicht 
aus; es müssen Wege ge- 
funden werden, die Verhält- 
nisse zu überwinden. Dies 
kann aber nur aus einem 
kollektiven und verbindli- 
chen Diskussionsprozeß 
heraus geschehen. Die Pro- 
pagandalüge herrschender 
Kreise, daß es keine Alter- 
native zum derzeitigen Sy- |! 
stem gäbe, muß gekippt Il 
werden. Unsere Politik | 
muß vermitteln können, 
daß wir eine revolutionäre 
und  internationalistische 
Perspektive entwickeln 
und versuchen, diese um- 
zusetzen. Die kontinuierli- 
che und strategisch ange- 
leste Diskussion innerhalb 
einer ÖOrgansiation ist die 
Voraussetzung dafür, die- 
ses Ziel zu erreichen. Dabei 
ist es ebenfalls 
notwendig, sich 


aMer) 


für Man 
ae 


Herr. 


RETTEN N TEE EN ETTLINGEN RT BERNER 
nz 


.r 


Wann wird 

er endlich 

zu Grabe 
getragen... 
„Personifi- 
zierter“ 
Kapitalismus 
vor seinem 
eigenen Sarg. 
AgitProp- 
Aktion am 

2. Oktober 
1993 auf dem 
Marktplatz in 
Göttingen. 
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mit dem Scheitern bisheriger sozialistischer Versuche auseinan- 


derzusetzen. 

Betreisesivom | Bun 
ran In der Antifaschistischen Aktion/Bundesweite Organisation ha- 
ben wir begonnen, eine gemeinsame Analyse der sesellschaftlichen Rahmenbedin- 
sungen für unsere Politik zu erarbeiten. Ziel ist die Erarbeitung eines gemein- 


samen Programms, das erste strategische und mittelfristige Ziele benennt. Dies soll 


zukünftig Grundlage für die weitere gemeinsame Tätigkeit sein. Mit dieser pro- 
grammatischen Grundlage wird angestrebt, die bislang nur auf lokaler bzw. maxi- 
mal regionaler Ebene betriebene Praxis bundesweit zu organisieren. Dies bezieht 
sich vor allem auf eine gut wahrnehmbare, einheitliche Öffentlichkeitsarbeit, die, 
neben der Nutzung bürgerlicher Medien, auch den Aufbau eigener Medien bein- 
haltet. Auch die Entwicklung von Möglichkeiten, in soziale Kämpfe einzugreifen, 
soll vorangetrieben werden. Weiterhin betrifft dies auch die revolutionäre Jugend- 
arbeit, die Integration interessierter Menschen in unsere Strukturen und die Auf- 
rechterhaltung von Kontakten zu anderen sich als revolutionär verstehenden Or- 
sanisationen und Gruppen im In- und Ausland, Kulturarbeit und eigenständige Bil- 
dungs- und Schulungsarbeit. 


Nur durch die Verbindung von Widerstand und Orsanisation kann die Gesell- 


schaftsrelevanz erreicht werden, die notwendis ist, eine Alternative zu 
den bestehenden Verhältnissen überhaupt entwicklen zu können. Die 
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theoretische Diskussion muß dabei ihren Ausdruck in einer politi- | 


schen Praxis finden, wie umgekehrt die praktischen Erfahrungen 
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in die Diskussion eingehen müssen. Die Antifaschistische Akti- [KIELER 


: a ’ : : E Befreiung vom 
on/Bundesweite Organisation ist ein Ansatz, dies zu erreichen. Nazi-Faschismus 


Der Kampf um Befreiung beginnt dort, wo wir stehen! - Antifa voran! 
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Autonome Antifa A&P 
c/o Nachladen 
Waldemarstraße 36 
10999 Berlin 


FARA 

c/o Nachladen 
Waldemarstraße 36 
10999 Berlin 


f.e.l.$. 

c/oLAZ 
Crellestraße 22 
10247 Berlin 


RAI 
c/o M99 
Manteuffelstraße 96 


10997 Berlin 


Bielefeld 
Unabhängige Antifa 
c/o Infoladen Anschlag 
Heeperstraße 132 
33607 Bielefeld 


Antifa 
Bonn/Rhein-Sieg 
c/o Buchladen 
„Le Sabot“ 
Breite Straße 76 
53111 Bonn 


Braunschweig 


Antifa-Jugend 

c/o ASTA TU 
Katharinenstraße 1 
38106 Braunschweig 


Autonome Antifa 
c/o Villa Kunterbunt 
Winkelstraße 14 
32257 Bünde 


Danksagung 


Göttingen 


Autonome Antifa (M) 
c/o Buchladen 

Rote Straße 10 

37073 Göttingen 


Antifaschistische $tadt- 
teilkoordination (ASK) 
Taunusstraße 12a 

51105 Köln 


Autonome Antifa Mz/Wi 
Große Bleiche 42 
55116 Mainz 


Mufflons gegen Rechts 
c/o Libresso 
Buchhandlung 
Peter-Vischer-$Straße 25 
90403 Nürnberg 


Rote Antifa Nürnberg 
(RAN) 

c/o Libresso 
Buchhandlung 
Peter-Vischer-$Straße 25 
90403 Nürnberg 


Passau 
Antifaschistische Aktion 


Große Messergasse 8 
94032 Passau 


Antifaschistische Aktion 
c/o Infoladen 

Tierro y Libertad 
Thiergartener Straße 4 
08527 Plauen 


Dank geht an Jablonski aus Hamburg, der die Auseinandersetzung um den Text 
zum Antisemitismus angeschoben hat und an alle anderen, die mitdiskutiert 
haben und das Erscheinen dieser Broschüre - trotz aller widriger Umstände 
und innerorganisatorischer Schwierigkeiten - doch noch ermöglicht haben. 
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